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Barz 42/43. Geöffnet werkkags von

Die reichsländiſche Verfaſſung und
Wahblreform vor dem Reichstage.

Aus Straßburg i. E. wird uns geſchrieben:
Wenige Tage nach dem Gedenktag der Reichsgründung, am

Donnerstag, 26. Januar, wird nun der Reichstag endlich mit
der Beratung einer Verfaſſung beginnen, die den vor
vierzig Jahren eroberten elſaß-lothringiſchen Lan-
den gegeben werden ſoll.

Man könnte alſo an einer Art Jubiläumsfeſt denken! An
den Verſuch, das Andenken der Reichsgründung und dec
Annexion ſo zu feiern, daß endlich die gewaltſame Beſetzung
des elſaßlothringiſchen Bodens zur moraliſchen Eroberung des
elſäſſiſchen und lothringiſchen Volkes ausgebaut und vollendet
würdel Seit 1879 iſt das Proviſorium der reichsländiſchen Ver
faſſungszuſtände nicht berührt worden. Der Gedanke muß nahe-
liegen, die Erinnerung jener Zeit zu ehren nicht mit leeren
Du Seprange, ſondern mit einer verſöhnenden und befreienden
Lat.

Aber es bedarf nicht der Kenntnis der grobſchlächtigen Rat-
ſchläge aller möglichen junkerlichen Staatsmänner, um zu
wiſſen, daß die preußiſche Regierungskunſt von ſolchen einiger-
maßen heiklen Problemen nichts verſteht. Der Wille der Er-
haltung preußiſcher Obhut, wie ihn die rheiniſch weſtfäliſchen
oder die Oertelſchen Geiſter am ſchärfſten betonen, beherrſcht in
ſorgfältigerer Ausarbeitung und im zurückhaltenden Stil der
Paragraphenſprache auch die Entwürfe der Reichsregierung.
An Stelle des preußiſchen Proviſoriums ſoll das preu-
ßiſche Devinitivum treten: Das iſt die Weiterbildung
unſerer Verfaſſung, von der in den letzten Oſterdebatten der
Reichskanzler ſprach!l Das iſt auch die „moraliſche“ Er
oberung, an deren Möglichkeit jetzt auch der Naivſte nicht mehr
glauben mag.

Keine bürgerliche Partei mag ſie auch auf die ſchwammig-
ſten Kompromiſſe und Abmachungen gefaßt ſein darf es
wagen, dieſe Entwürfe in ihrem ganzen Charakter vor dem
Volke zu verteidigen. Manche Propheten ſagen freilich eine
Mehrheit im Reichstag voraus um den Preis gelegentlicher
Konzeſſionen oder einer vorteilhaften Wahlkreiseinteilung
aber der Gedanke der Entwürfe, der Unterbau, auf dem ſie er-
richtet ſind, hat bisher aus allen Lagern heftigſte Kritik er-
fahren. Das Weſen der Vorlage widerſpricht dem Willens-
ausdruck aller großen Parteien, ja ſogar dem Votum unſerer
gewiß primitiven und rückſtändigen parlamentariſchen Körper-
ſchaften.

Was haben wir? Was fordern wir? Was bietet
man un s. Die Antwort auf dieſe drei Fragen, die unwider
legliche Begründung dieſes Urteils.

ElſaßLothringen iſt Reichsland, d. h. eine der Geſamt-
heit der deutſchen Bundesſtaaten untergeordnete Provinz. Es
wird infolgedeſſen unmittelbar vom Reichskanzler und in deſſen
Vertretung vom Statthalter und einem Reichsamt Miniſterium
Elſaß-Lothringen) verwaltet; es iſt ferner an der Reichsgeſetz
gebung nur durch ſeine Vertretung im Reichstag beteiligt, im
Bundesrat hat es kein Stimmrecht; die Landesgeſetzgebung kann
auf dem üblichen Wege der Reichsgeſetzgebung erfolgen oder,
übungsgemäß aber lediglich vicarierend auf dem Wege: Erlaß
durch den Kaiſer nach Zuſtimmung des Landesausſchuſſes und
des Bundesrates. Der Landesausſchuß ſelbſt kommt durch ein
veraltetes und nichtsnutziges Stimmrecht zuſtande.

Wir fordern nun die Umwandlung des Reichslan-
des in einen Bundesſtaat, und zwar ohne jede monarchiſche
Belaſtung, in einen republikaniſchen Bundes-
ſtagt Elſaß-Lothringen, der ſeine Vertretung im Bundesrat
haben ſoll. Seine Stimmen im Bundesrat würde eine dem
Parlament verantwortliche Regierung inſtruieren, und das
Parlament ſelbſt wäre eine Volkskammer, gewählt auf Grund
des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts
und der Anwendung der Verhältniswahl. Dieſe Forde-
rungen, die der Landesparteitag in Kolmar und der Geſamt-
parteitag in Magdeburg ausgeſprochen haben, entſpringen dem
Willen des überwiegenden Teils des ganzen Volkes.

Und was bietet uns ſtatt deſſen die Regierung des Herrn
v. Bethmann Hollweg?

1. ElſaßLothringen bleibt Reichsland!
2. Aus der Landesgeſetzgebung werden der allerdings nur noch

theoretiſch vorhandene Reichstag und der Bundesrat ausgeſchal-
tet, aber es verbleibt neben dem neuen Landtag die erforder-
liche Sanktion durch den Kaiſer Und dieſer zweifellos preu
ßiſche Einfluß wird noch verſtärkt durch die Zuſammenſetzung
des künftigen Parlaments. Man höre:

3. Der Landtag wird gebildet aus einer Erſten und
Zweiten Kammer:

Der Erſten Kammer gehören an: eine Reihe kirchlicher
Würdenträger, der Präſident des Oberlandesgerichts, ein Ver
treter der Univerſität in Straßburg, je ein Vertreter der vier
großen Städte, Vertreter der Handelskammer, des Landwirt
ſchaftsrats, der Handwerkskammer und möglicherweiſe ſpäter
Vertreter der Arbeitskammern; ferner „in ElſaßLothringen
wohnhafte Reichsangehörige, welche der Kaiſer auf Vorſchlag
des Bundesrats ernennt. Die Zahl der vom Kaiſer ernannten
Mitglieder darf die der übrigen Mitglieder nicht überſteigen.

Die Zweite Kammer ſoll durch geheimes und
dierektes Wahlrecht mit Altersſtimmen für das
36. und 45. Lebensjahr gewährt werden. Allgemein iſt
das Stimmrecht nur dem Namen nach, da es eine Anzahl un-

einer

ſinniger Ausnahmebeſtimmungen gegen die nicht „ſeßhafte“ Be
völkerung enthält. Thörichte Rückſtändigkeiten, wie das Er-
ſordernis des 30. Jahres zur Wählbarkeit, ſind zahlreich genug.

Das iſt der Weſensinhalt des Entwurfes. Die zwei Vor-
teile, die er gegenüber dem jetzigen Zuſtand gewährt, ſind die
Entfernung des Bundesrats aus der Landesgeſetzgebung und
die Schaffung eines Wahlrechts, das immerhin an Stelle des
heutigen, vielfach indirekten Syſtems die Möglichkeit politiſcher
Agitation und Aufklärung bietet. Aber gerade in den ver-
faſſungsrechtlichen Grundzügen überwiegen die Nachteile
hundertfach dieſe einſamen Vorzüge. Jn einem Lande, deſſen
Geſchichte und deſſen Tradition Demokratie wollen, ſoll jetzt
in dem Augenblick, wo anderwärts ein Jahrhundert altes Ober-
haus abgelegt wird, ein neues Oberhaus als begrüßenswerter
Fortſchritt gegründet werden! Schon dieſe Neueinrichtung muß
die Ablehnung der Entwürfe zur Folge haben. Wenn man zu-
dem bedenkt, daß ſchließlich die Erſte Kammer an Stelle des
Bundesrats treten ſoll, fragt man ſich wirklich, wo der Fort-
ſchritt liegt. Der Bundesrat iſt als deutlicher Fremdkörper
immer noch eher zu entfernen, als die Erſte Kammer, wenn ſie
erſt ſich feſtgeſetzt hat! Und im Bundesrat iſt immerhin ſüd-
deutſche Oppoſition mindeſtens denkbar, die in dieſer Erſten
Kammer auch theoretiſch von vornherein unmöglich iſt!

Bliebe noch das Wahlrecht zur Zweiten Kammer,
die Vorausſetzung aktiver politiſcher Wirkſamkeit. Es wäre
gewiß ein Fortſchritt im Vergleich zum heutigen Zuſtand. Aber
ſelbſt wenn man von ſeinen zahlreichen reaktionären Klauſeln,
ſogar von den an ſich unſinnigen Altersſtimmen abſieht, die zu
leicht als der Anfang eines weiteren Pluralwahlrechts er-
ſcheinen können, ſo würde doch auch dieſen beſcheidenen Fort-
ſchritt allein die Errichtung der Erſten Kammer völlig wertlos
machen.

Dann aber muß zuletzt nicht zum mindeſten bedacht werden
daß dieſe Reform, die noch über dreißigjähriger Ruhezeit unſere
Verfaſſung „fortbilden“ will, doch zugeſtandenermaßen wieder
lange Zeit ausreichen ſoll. Es wäre die Schaffung eines neuen
„Proviſoriums“, deſſen Vorzüge gegenüber dem heutigen wenig-
ſtens ſehr zweifelhaft ſind.

Beſſer geſagt: die Geſetzwerdung dieſer Entwürfe wäre die
Verewigungdes preußiſchen Proviſoriums.

Die neue Verfaſſung wäre aufgerichtet auf dem Grundgedan-
ken preußiſcher Vormundſchaft, die durch feſte ver-
faſſungsmäßige Einrichtungen des Landes ſelbſt noch beſonders
geſichert wäre. Dieſe „Fortbildung“ unſerer Verfaſſung würde
gleichzeitig eine Ausdehnung preußiſcher Junker-
macht nach dem Süden bedeuten. Staat moraliſcher Er
oberung der Elſaß-Lothringer, ein Eroberungszug der preu-
ßiſchen Reaktion!

Die Konſequenz drängt ſich von ſelbſt auf: dieſe Entwürfe
ſind unannehmbar!

Moabit II.
Es iſt kein Wunder, daß man im Lager der Regierung und

der Rechten über das Ergebnis des zweiten Moabiter Prozgeſſes
geradezu entſetzt iſt. War ſchon das Urteil der Lieberkammer
eine ſchwere Niederlage, ſo bedeutet der Ausgang der Schwur-
gerichtsverhandlung für die Scharfmacher und Umſturzhetzer
den völligen Zuſammenbruch. Das Verleumder-
märchen von der „moraliſchen Mitſchuld“ der Sozialdemokratie
wird jetzt ſogar von der ſehr rechtsliberalen Voſſiſchen Zeitung
für abgetan und erledigt erklärt, und die Verſuche einiger
ſchwarzblauer Organe vom Schlage der Poſt, der Germania und
der Kreuzzeitung, es trotz alledem aufrecht zu erhalten, muten
durch die hilfloſe Verlegenheit ihrer Urheber ganz kläglich an.
Hat ſich doch erſt am letzten Wahlrechtsſonntag wiederum ge-
zeigt, daß die ſozialdemokratiſche Organiſation viele Hundert-
tauſende ihrer Mitglieder und Anhänger zuſammenziehen
kann, ohne daß ſich dabei der geringſte ſtörende Zwiſchenfall
ereignet. Da zeigt ſich, wie recht der Vorwärts hatte, wenn er
in den kritiſchen Tagen Ende September ſchrieb, die organiſierte
Arbeiterſchaft würde mit den randalierenden Straßenjungen
des Moabiter Stadtviertels im Handumdrehen fertig werden,
wenn ſich nicht die Polizei mit ihren unzweckmäßigen Maß-
regeln dazwiſchen drängte.

Beſonders hat natürlich die Rechtsbelehrung, die der
Landgerichtsdirektor Unger den Geſchworenen erteilte, den
Schrecken der Konſervativen erregt. Zwar hat Herr Unger
ſpäter ſein Exempel, wonach jedermann berechtigt geweſen
wäre, die uniformierten Totſchläger des Her-
mann niederzuknallen, einigermaßen einzuſchränken
verſucht, indem er behauptete, nur dem Angegriffenen, nicht dem
unbeteiligten Dritten ſtehe ein ſolches Recht des bewaffneten
Widerſtandes zu, doch iſt an der objektiven Richtigkeit ſeiner
urſprünglichen Feſtſtellung nichts dadurch geändert worden. So
bemerkt auch der Landrichter a. D. Ernſt Mumm im Berliner
Tageblatt:

Die Notwehr iſt nicht auf den Angegriffenen beſchränkt,
ſie iſt jedermann freigegeben. Jm Falle der Not-
wehr darf dem rechtswidrig Angegriffenen jeder Dritte Bei-
ſtand leiſten. Das iſt im 53 des Reichsſtrafgeſetzbuches un
zweideutig zum Ausdruck gebracht. „Notwehr,' ſo heißt es da,
„iſt diejenige Verteidigung, welche erforderlich iſt, um einen
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von ſich oder
einem andern abzuwenden.“ Der Angegriffene und
irgendeine andere Perſon, die ihm Hilfe leiſtet, ſtehen nach
dem Geſetze völlig gleich.
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Die ſpätere einſchränkende Erklärung des Landgerichts-
direktors Unger dürfte vielleicht auf Vorheliungen zurückzu-
führen ſein, die ihm von dritter Seite gemacht worden ſind.
Rechtlich ſteht die Sache aber zweifellos ſo: War der ange
griffene Hermann berechtigt, die Säbelhiebe der Schutzleute
nach Herrn Ungers unwiderrufenen Worten „mit wohl-
gezielten Revolverſchüſſen“ zu erwidern, dann war
es jeder Hinzukommende auch. Tatſächlich wäre aber, wie wir
ſchon geſtern bemerkten, ein ſolcher mutiger Verteidiger des
Rechts ſchwerlich einer furchtbaren Beſtrafung entgangen, und
wäre es dem armen Hermann ſelbſt gelungen, durch „wohl-
gezielte Revolverſchüſſe“ ſein Leben zu retten, ſo wäre ſeine
tapfere und rechtmäßige Tat nicht nur das Haupt- und Prunk-
ſtück der ſtaatsanwaltlichen Anklage geworden, ſondern man
hätte auch der Sozialdemokratie die „moraliſche Mitſchuld“ an
ihr aufzubürden verſucht.

Die Kreuzzeitung, die das Urteil „milder findet, als man ur
ſprünglich angenommen hatte“, beſchuldigt den Landgerichts-
direktor Unger beinahe der Aufreizung zu Verbrechen, wenn ſie
ſchreibt

Zu fürchten iſt allerdings, daß die in der Rechtsbelehrung
des Vorſitzenden enthaltene Bemerkung, wonach gegen die
Brutalität eines Polizeibeamten, der einen Unbeteiligten
niederſchlage, Gegenwehr, beiſpielsweiſe durch einen wohl-
gezielten Revolverſchuß, nicht rechtswidrig ſei, noch
recht üble Folgen haben und der Polizei ihre ſchwere
Aufgabe, gegenüber aufgehetzten Maſſen die öffentliche Ord-
nung und Sicherheit zu wahren, noch viel mehr er-
ſchweren wird. Wohl hat ſpäter Landgerichtsdirektor
Unger dieſe Bemerkung, wie ſie in Zeitungsberichten gefaßt
war, richtig geſtellt. Aber die Wirkung der urſprünglichen

Faſſung, die mit großem Eifer in der ſozialdemokratiſchen und
in der Fortſchrittspreſſe verbreitet wird. dürfte dadurch nicht
abgeſchwächt werden, ſondern als Empfehlung dienen, z um
Schutz gegen Schutzleute wie ſchon heute eine
hetzeriſche Phraſe lautet einen Revolver loſe in
der Taſche zu tragen.

Sachlich iſt dazu zu bemerken, daß die auch von uns wieder
gegebene Bemerkung des Herrn Unger wörtlich ſo gefallen iſt.
wie ſie gedruckt wurde. Herr Unger hat in ſeiner ſpäteren Er-
klärung nicht die Richtigkeit der Berichte beſtritten, ſondern ſeine
eigenen Worte in (juriſtiſch unzutreffender Weiſe) ein-
ſchränkend kommentiert. Die von der Kreuzzeitung ange
kündigten Folgen der Ungerſchen Rechtsbelehrung dürften nicht
zu befürchten ſein, da die ſozialdemokratiſche Preſſe auch in Zu
kunft nicht müde werden wird, Kaltblütigkeit und Beſonnenheit
zu predigen. Gewiß kann es, namentlich bei Mißhandlung
älterer Leute, Frauen oder Kinder, zu Situationen kommen, in
denen ein Mann zu handeln wiſſen wird in vollem
Bewußtſein der furchtbaren Folgen, die er dadurch trotz
der vollkommenen Rechtmäßigkeit ſeiner Handlungsweiſe auf
ſich zieht. Jn den allermeiſten Fällen aber wird polizeilichen
Uebeltätern durch möglichſt ſcharfe und ſichere Feſt
ſtellung ihrer Schandtaten viel beſſer zu Leibe ge
gangen werden können, als durch körperliche Abwehr, durch die
gewöhnlich im brutalen Klaſſenſtaate nur das Gegenteil des ge-
wollten Zwecks erreicht werden wird.

Es bleibt abzuwarten, was die Regierung tun wird, um
die dringendſte Aufgabe der Gegenwart, den Schutz der
Bürger vor Ausſchreitungen der Schutzleute, zu
löſen. Bleibt ſie bei Ordensdekorationen und Belobigungen,
ſo wird die Empörung des Volkes über die Polizeiwirtſchaft bis
ins Grenzenloſe ſteigen.

Der zweite Schlag.
Ueber den Moabiter Schwurgerichtsprozeß faßt

der Vorwärts ſein Urteil wie folgt zuſammen:
Der Spruch der Laienrichter iſt der zweite zerſchmetternde

Stoß, den die Jntereſſen am blutigen Moabiter Schwindel, an
Ausnahmegeſetzen wider die Arbeiterſchaft trifft. Von achtzehn
ſämtlich des ſchweren Aufruhrs oder Landfriedensbruchs An-
geklagten ſind nur vier wegen dieſer ſchweren Delikte, nur einer
wegen einfachen Aufruhrs verurteilt worden. Bei den andern
Angeklagten haben die Geſchworenen nur relativ harmloſe
Straftaten finden können, ſechs ſind nur wegen Uebertretungen
verurteilt worden, vier mußten ganz freigeſprochen werden.
Und den wegen der ſchweren Delikte Verurteilten ſind durch-
weg mildernde Umſtände bewilligt worden.

Damit iſt der Lüge von der gefährlichen Revolution, die
die Sozialdemokratie in Moabit entfeſſelt und insgeheim
geleitet, endgültig das Genick gebrochen. Als das unbequeme
Strafkammerurteil mit der für die Revolutionsſchwindler ſo
ſehr fatalen Begründung erging, da tröſteten ſich die Herren
insgeheim mit der Hoffnung auf das Schwurgericht, wo die
ſchweren Verbrecher, wo die Rädelsführer vors Brett kommen
würden. Sie kamen und ſie entpuppten ſich als ganz gewöhn-
liche Randalierer, Steinwerfer und dergleichen, denen ſelbſt
die Staatsanwaltſchaft die mildernden Umſtände nicht ver
ſagen konnte. Und die Verhandlung endete mit einem Urteil,
in dem der grobe Unfug, eine Uebertretung, die ſonſt vom
Schöffengericht geſühnt wird, faſt die Hauptrolle ſpielt!

Jn der ganzen Verhandlung aber blieb die Sozialdemo-
kratie gänzlich aus dem Spiele. Die Staatsanwaltſchaft
hatte aus dem für ſie und ihre Mandantin, die Polizei, ſo
ſehr betrüblichen Verlauf der Strafkammerverhandlung ſo
viel gelernt, daß ſie ſich ſchon in der Anklageſchrift hütete,
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voch einen Verſuch zur politiſchen Fruktifizierung der Moa-
biter Vorgänge gegen die Sozialdemokratie zu machen. Das
war der erſte Rückzug der Anklagebehörde. Der zweite war
die Zubilligung mildernder Umſtände für ſämtliche Ange-
klagte. Sie war ein Zugeſtändnis, das die Staatsanwalt-
ſchaft nach der Beweisaufnahme machen mußte, um nicht durch
den Spruch der Geſchworenen desavouiert zu werden.

Das im Vergleich zur Anklage ſo magere Ergebnis des
großen Prozeſſes iſt für die Reaktion eine ſchmerzliche Ent-
täuſchung. Und zugleich iſt es ein dicker Strich durch die
Hetzreden der Dallwitz, Zedlitz, Arnim uſw., die ſich nun mit
Bethmann Hollweg in die Blamage teilen können, vor der ſie
auch die neuen Ordensdekorationen, die ſich am 22. Januar
auf die Mannesbrüſte der Jagow und Steinbrecht nieder-
geſenkt haben, nicht retten. Alle Anſtrengungen können jetzt
nicht mehr verhindern, daß die deutſchen Wähler den
Schwindel des Moabit -Popanzes durchſchauen und daß
ſie die verzweifelten Bemühungen der Reaktion, ihn aufrecht-
zuerhalten, nach ihrem wahren Wert erkennen. Es iſt ja
nicht anzunehmen, daß die edle Junkerſchaft und ihre Ver-
bündeten vor dem Urteil der Laienrichter mehr Reſpekt be-
zeigen werden, als vor dem Urteil der gelehrien Richter, das
ſie, wenn nicht direkt, ſo doch deutlich genug geſcholten
haben. Und wenn ein preußiſcher Polizeiminiſter ſich nicht
ſcheut, im Parlament Behauptungen aufzuſtellen die den
Feſtſtellungen des Gerichtsurteils direkt ins Geſicht ſchlagen,
und wenn er rückſichtslos die ehrenwerteſten und einwand-
freieſten Zeugen verdächtigt, weil ſie ihm nicht paſſen und
ſeine Polizei belaſten, deren maſſenhafte Ausſchreitungen
und Amtsverbrechen er unbeſechen zu decken verſucht, ſo können
wir uns denken, wie die ſüßen Reichsverbandsſöldlinge und die
anderen „geiſtigen Kämpen“ der Reaktion mit der Wahrheit
umſpringen werden. Aber das unſaubere Handwerk iſt
ihnen jetzt doch erheblich erſchwert, die ungenierte Weiſe, wie
ſie gerichtliche Urteile aus der Welt ſchwahzen ſuchen
werden, wird ihren Kredit bei manchem bislang gläubigen
Zuhörer ſchädigen. Unſere Agitation aber hat eine neue
Waffe erhalten.

Der Schwurgerichtsprozeß hat daher das Werk des
Strafkammerprozeſſes vollendet, obwohl das Urteil hier wie
dort nicht das Urteil iſt, wie es die Arbeiterklaſſe ge-
fällt hätte. Man kann von der Juſtiz des Klaſſenſtaates aber
billigerweiſe nicht mehr verlangen, als ſie vernünftigerweiſe
leiſten kann.

Jn ſeiner Rechtsbelehrung hat Landgerichtsdirektor Unger
das ſchärfſte Wort geſprochen, das wohl je über polizeiliche
Amtsverbrechen gefallen iſt, als er im Falle Hermann einen
wohlgezielten Revolverſchuß auf die polizei-
lichen Mörderals berechtigte Notwehr aualifizierte.
Jn ſeiner Schlußerklärung hat er dieſe Bemerkung nicht
zurückgenommen noch eingeſchränkt, ſondern ſie lediglich gegen
Mißdeutungen geſchützt. Der Fall Hermann iſt nun aber nicht
vereinzelt in den Unruhetagen von Moabit, eine Legion
anderer Fälle liegt ebenſo, nur daß die Folgen
der polizeilichen Brutalität nicht ſo furchtbar waren, wie im
Falle Hermann. Damit wollen wir nicht ſagen, daß wir das
Rezept des Herrn Landgerichtsdirektors unbedingt emp-
fehlen können, bei der preußiſchen Juſtiz möchten wir
keinerlei Garantie dafür übernehmen, daß im konkreten Fall
die Gerichte berechtigte Notwehr anerkennen. Theoretiſch ſtimmt
die Sache, aber mit der Praxis dürfte es arg hapern.

Doch auf alle Fälle iſt das Wort des Landgerichtsdirektors
zum Falle Hermann ein bemerkenswertes Einge-
ſtändnis. Wenn ein Richter anerkennt, daß ein Bürger be
rechtigt geweſen wäre, Polizeibeamte niederzu-
ſchießen, weil er ſich in Notwehr befunden hätte, ſo iſt
das ein vernichtendes Urteil über unſer Polizei-
ſhſtem, mag Herr Unger es ſo gemeint haben oder nicht.
Und ſo wird es wirken, wird der ganze Schwurgerichtsprozeß
wirken.

Des ſind wir gewiß. Und mit feſter Zuverſicht gehen wir
darum an die Arbeit, die das Wahljahr uns beſchert. Der
Moabiter Spuk iſt verflogen und unſere Feinde ſtehen vor
dem Nichts wir aber vor der Ernte!

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 25. Januar 1911.

Empörung in der Marine.
Die Marineverwaltung hatte den 10 000 Heizern der Marine

die bisher gewährte Zulage von 20 Pf. täglich ab 1. April d. J.
geſtrichen, eine Maßregel, die die größte Empörung bei

den Mannſchaften hervorgerufen hat. Mußte doch am Diens
tag der Staatsſekretär zugeben, daß ſich ganze Fronten
dagegen empöärt haben. Gleichzeitig ſind auch Zulagen
für andere Mannſchaftskategorien geſtrichen worden; ins-
geſamt im Betrage von 960 000 Mk. Die Sozialdemokraten
beantragten in der Budget-Kommiſſion, die Zulagen wieder in
bisheriger Höhe zu gewähren, und zur Deckung an den Aus-
gaben für Munition und Schießübungen, die ſich
zuſammen auf über 9 Millionen belaufen, 535 000 Mk. zu
ſtreichen, ferner bei einem anderen Kapitel die Einnahme um
135 000 Mk. zu erhöhen. Die Angelegenheit iſt ſchon zwei-
mal vertagt worden, weil die bürgerlichen Parteien Zeit ge-
winnen wollten, denn ſie waren anfänglich mit Ausnahme
der Freiſinnigen gegen die weitere Zahlung der Zulagen.
Jnzwiſchen haben ſie ſich aber von der ſehr gereizten Stim
mung in der Marine überzeugt. Zentrum und National-
liberale beantragten deshalb am Dienstag, die Hälfte der
Zulagen wieder zu gewähren.

Jn der Sitzung kam es zu erregten Auseinanderſetzungen,
bei denen der ſcharfe Gegenſatz zwiſchen dem Marineſekretär
v. Tirpitz einerfeits, dem Reichskanzler und dem Reichsſchatz
meiſter Wermuth andererſeits in deutliche Erſcheinung trat.
Es handelte ſich um die Streichung von Zulagen und Tafel-
geldern im Betrage von 709 000 Mk., die der Marineſekretär
auf Drängen des zur Sparſamkeit mahnenden Schatzſekretärs
vorgenommen hatte und durch die bezeichnenderweiſe das
Heizerperſonal der Flotte am ſchwerſten ge-
troffen wird. Während man dem Kaiſer in preußiſchen
Landtag die Zivilliſte von 1534 auf 1914 Millionen jähr-
lich erhöht hat, während Herr Wermuth im Reichstag wie eine
Löwin um ihr Junges für die Befreiung der Fürſten
von der Reichswertzuwachs ſteuer kämpft, will man
den in ſteter Lebensgefahr hart arbeitenden Heizern 20 Pf.
von ihrer täglichen Löhnung abzwacken, um von den verwirt-
ſchafteten Millionen ein paar lumpige Hunderttauſend Mark
wieder hereinzubekommen!

Dieſe unglaubliche Maßnahme hat begreiflicherweiſe in der
Flotte heftige Empörung hervorgerufen. Herr v. Tir-
pitz, über die herrſchende Stimmung unterrichtet, verſucht ſich
ſelber bei den Mannſchaften der Flotte zu entſchuldigen, indem
er die Schuld auf den Reichskanzler und auf die
Wünſche des Parlaments abſchiebt. So iſt auch in
einem zweifellos inſpirierten Artikel des Berl. Lokalanzeigers,
der am Morgen der Verhandlung in der Budgetkommiſſion
erſchien, der dreiſte Verſuch gemacht worden, unter gleich-
zeitiger byzantiniſcher Verhimmelung Wilhelms II. die Mann-
ſchaften der Flotte gegen den Reichstag zu hetzen. Herr v. Tir
pitz ſelbſt hat ſich gegenüber den angeblichen Wünſchen des
Reichstags und dem Druck des Reichskanzlers auf die Stim-
mung in der Front berufen ein in der Geſchichte des
Deutſchen Reiches noch nicht dageweſener Fall!

Die Budgetkommiſſion beſchloß ſchließlich von den geſtriche-
nen 709 000 Mk. 400 000 in den Etat wieder einzuſtellen, wäh-
rend ein Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion den bis-
herigen Zuſtand zugunſten des Perſonals der untern Ränge
wieder herzuſtellen, leider keine Mehrheit fand. Die Ange-
legenheit wird aber mit den Beſchlüſſen der Kommiſſion
natürlich noch nicht erledigt ſein, ſondern ſie wird den Reichs
tag noch ausführlich beſchäftigen und vielleicht recht weit-
gehende Folgen nach ſich ziehen.

Wenn die Mannſchaften der Flotte von anderer Seite her
politiſiert werden, ſo ſollen ſie wenigſtens auch erfahren, wa
ihre wirklichen Freunde ſitzen!

Die Ergebniſſe der „nationalen“ Tat.
Die Ergebniſſe der Schnapsblock-Steuern ſind hinter den

Erwartungen, die die Regierung an ſie geknüpft hat, zum
Teil weit zurückgeblieben. Die Leuchtmittelfſteuer, die vom
1. April 1910 bis Ende Dezember eine Solleinnahme von
8792 503 Mk. ergeben ſollte, hat nur eine Jſteinnahme von
6 803 700 Mks gebracht. Die Zündwarenſteuer hat eine Jſt-
einnahme von 9995 525 Mk. gegen eine Solleinnahme von
12 094 436 Mk. ergeben. Die Tabakſteuer verzeichnet dagegen
eine Jſteinnahme von 9308 596 Mk. gegen eine Solleinnahme
von 8 716 338 Mk. Die Talonſteuer hat 3307 557 Mk. ergeben
gegen eine Solleinnahme von 3 478 525 Mk. Bei den Zöllen
beträgt die Jnſteinnahme 474 747 657 Mk., die Solleinnahme
525 372 151 Mk.

Keine Rechtsmilderung, ſondern „Gnade“.
Die Strafprozeßkom miſſion des Reichstages hatte

in einer Reſolution die verbündeten Regierungen erſucht, bei
der bevorſtehenden Reform des Strafrechtes beſonders für

jugendliche Verurteille unter 18 Jahren die bedingte Ver-
urteilung einzuführen. Nach der Meldung einer parla-
mentariſchen Korreſpondenz nimmt die Regierung zu der
Frage folgende Stellung ein:

Die wohltätigen Wirkungen, die man von der Zulaſſung
bedingter Verurteilung erhoffe, werden in weitem Umfange
ſchon heute durch die bedingte Begnadigung erreicht, gerade
jugendlichen Uebeltätern gegenüber werde dieſe Maßnahme
in immer ſteigendem Maße angewandt. Ein dringen-
des Bedürfnis für die geſetzliche Einführung der be-
dingten Verurteilung liegt daher zurzeit nicht
vor, jedoch erkennt die Reichsjuſtizverwaltung an, daß nach
der mit der bedingten Begnadigung gemachten Erfahrung
die Frage ernſtlicher Erwägung bedürfe, ob nicht dieſe auf
Maßnahmen der Verwaltung beruhende Einrichtung durch
eine geſetzliche Regelung zu erſetzen ſei. Der ge
gebene Zeitpunkt dafür werde die in Angriff genommene
Reform des materiellen Strafrechts ſein. Die
mit dieſer Reform beauftragte Sachverſtändigenkommiſſion
hat ſich mit dieſer Materie gleichfalls beſchäftigt, und es iſt
anzunehmen, daß die neuerdings berufene zweite Kommiſ-
ſion dieſer Frage ebenfalls nähertreten wird. Es ſei jedoch
nicht zu verkennen, daß es ſich bei dieſer Frage um ſchwi e-
rige und wichtige Probleme handle, und daß größere Er-
fahrungen noch nicht vorliegen.

Wahrſcheinlich wünſcht die Regierung, man möge in ihrer
„Stellungnahme“ einen neuen Beweis für das Automobil-
tempo auf dem Gebiete wichtiger Reformen erblicken. Tat-
ſächlich zögert ſie, ſtatt der „Gnade“ die rechtliche Regelung
fördern zu helfen.

Die Entrüſtungskomödie im Klaſſenhauſe
ſoll eine Fortſetzung erfahren. Veranlaßt durch die Erklärung,
die der Genoſſe Hirſch am Montag zu dem bekannten Zwiſchen-
fall Hoffmann-Kröcher abgegeben hat, wurde in den Kreiſen der
bürgerlichen Parteien der Gedanke erwogen, ob nicht eine
weitere Verſchärfung der Geſchäftsordnung in Vorſchlag zu
bringen ſei. Dem Präſidenten wollte man eine Art Straf-
gewalt über die Abgeordneten einräumen, in der Art, daß neben
der Wortentziehung auch auf Verluſt der Diäten auf beſtimmte
Zeit durch den Präſidenten erkannt werden kann. Eine Eini-
gung wurde allerdings nicht erzielt, denn die Entziehung der
Diäten würde eine Verfaſſungsänderung zur Vorausſetzung
haben, und die reaktionären Parteien haben begreiflicherweiſe
eine gewiſſe Scheu davor, irgend eine Abänderung an der Ver
faſſung vorzunehmen.

Die Poſt gibt allerdings der beſtimmten Erwartung Ausdruck,
daß etwas geſchehen wird, und zwar erinnert ſie in folgender
Weiſe an ein „engliſches Vorbild“:

Angeſichts des Vorfalls Hoffmann im Abgeordnetenhauſe
und ſeiner Billigung durch die übrigen ſozialdemokratiſchen
Mitglieder mag daran erinnert werden, daß das engliſche
Unterhaus die Berechtigung beſitzt, Mitglieder, welche das
Haus beleidigt haben, ſo lange gefangen zu ſetzen, bis ſie
kniefällig Abbitte leiſten, und daß von dieſem Rechte
noch vor wenigen Jahren nachdrücklich Gebrauch gemacht wor-
den iſt. Eine Parallele zu dieſem engliſchen Rechtszuſtande
würde ſich für das Abgeordnetenhaus konſtruieren laſſen,
wenn in die Geſchäftsordnung die Beſtimmung aufgenommen
würde, daß Abgeordnete, welche das Haus unmittelbar oder
in ſeinem Präſidenten beleidigen, ſo lange vom Wort aus-
geſchloſſen werden können, bis ſie Abbitte leiſten.

Ob man auf dem blanken Fußboden, oder etwa auf drei-
kantigen Latten zu knien hat, das verrät die Poſt leider nicht.

Deutſches Reich.

Moabit vor dem Reichsgericht. Von zehn Verurteilten
des erſten Moabiter Prozeſſes iſt Reviſion beim Reichs-
gericht eingelegt worden.

Die „Notleidenden“. Die konſervative Fraktion des
preußiſchen Abgeordnetenhauſes hat den Antrag geſtellt, die
Staatsregierung zu erſuchen, im Landwirtſchaftsetat Mittel zur
Unterſtützung der Landwirte namentlich in den Grenz-
kreiſen bereitzuſtellen, die durch Sperrmaßregeln, die im
Intereſſe der heimiſchen Viehzucht getroffen werden müſſen,
in ihrer Exiſtenz bedroht werden.

Forderungen der Notleidenden werden immer damit be-
gründet, daß ihre Exiſtenz bedroht ſei. Für ſolche Begrün-
dungen hat die preußiſche Regierung, die nach Dallwitz „nicht
konſervativ“ iſt, immer ein ſehr feines Ohr. Wenn die
arbeitenden Klaſſen ihre Exiſtenz bedroht ſehen, antworten

Der Sieg des Schwachen.
Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

(Schluß.)
Wenn der Erzähler ein Liebespaar im Ries zur Hochzeit be

fördert und auf einem Bauerngut oder einem Söldgut unter-
gebracht hat, dann kann er mit gutem Gewiſſen ſchließen. Für
das Wohlſein der Geprüften iſt geſorgt und ihr Leben, ſofern
nicht außerordentliche Zufälle eintreten, nimmt den gewöhn-
lichen dorfmäßigen Verlauf, den ſich Teilnehmende beliebig
ausmalen können. Jſt aber ein Paar in dem Fall, ſein äuße-
res Glück, das unter Umſtänden zu dem inneren ſo weſentlich
gehört in fernem Lande erſt ſuchen zu müſſen, dann hat die
Erzählung kein Ende, wenn nicht gezeigt wird, daß ſie es auch
gefunden, wenigſtens den Grund dazu gelegt haben.

Schreiber dieſes iſt glücklicherweiſe in dem Fall, ſeiner Ge-
ſchichte, nachdem ſeit der leßten Szene im Pfarrhauſe Jahre
verfloſſen ſind, durch den Hinweis auf Tatſachen das erforder-
liche Ende geben zu können.

Tobias und die Bäbe machten ſobald als möglich Hochzeit,
verlebten die Honigwochen unter Zurüſtungen auf die große
Wanderung und traten dieſe, verſehen mit Geld und Segens-
wünſchen, noch im Laufe des Sommers an. Ohne beſondere
Erlebniſſe in der neuen Heimat angekommen, ſuchten ſie die
Verwandten der Bäbe in Wisconſin auf, trafen glücklich dort
ein und nahmen Dienſt bei einer engliſchen Familie. Dies
meldete Tobias dem Vater, indem er allerlei Tröſtliches und
Hoffnungsreiches beifügte, ohne indes, ähnlich dem Andres,
in Lobeserhebungen über das neue Land auszubrechen. Nach
dem erſten Schreiben kam lange kein zweites, und der Vater
mußte den Freunden und Dorfgenoſſen, die ſich nach dem
Paare erkundigten, beſorgte Antworten geben. Endlich langte
ein großer Brief an von der Bäbe. Er enthielt Aufklärung
und Nachrichten, die den alten Schneider um ſo mehr erfreuten,
als die Schwiegertochter noch während ihres Hierſeins durch
ihr liebenswürdiges Benehmen ihn ganz einzunehmen gewußt
hatte. Die Hauptſtellen ſind folgende: „Jch hab' Euch beim
Abſchied verſprochen, keine Lüge zu melden, und ſo dachte ich,
ich wollte mit dem Schreiben warten, bis es uns beſſer gefiele.
Mir hat es im Anfange ſehr „and getan“, und meinem Manne
auch. Es iſt hart für eins, wenn es gleich zu engliſchen Leuten
kommt und verſteht ihre Sprache nicht; wenn man aber ſpre
chen kann mit ihnen, dann hat man es gut, und als wir dieſes
lernten, befanden wir uns gleich viel beſſer. Jetzt brauch' ich
niemand mehr zu fragen, was das Engliſche bedeutet; ich kann

ſo gut Engliſch wie eins von den Deutſchen hier, und jetzt
gefällt es mir und meinem Mann ganz gut, und es geht uns
auch gut, beſſer als wir denken konnten.

„Wir ſind nämlich jetzt nicht mehr in Dienſten, ſondern
haben eine Farm angenommen. Wir haben uns Vieh an-
geſchafft und Samenkorn, auch einen Wagen um fünfzig
Dollar, und unſer Herr, der kein Kind und zuſammen über
dreihundert Acker Land hat, läßt uns machen, was wir wollen;
er nimmt nur einen Teil, und zwei Teile von allem, was wir
bauen, gehören uns.

„Es iſt noch nicht lange her, da überfiel den Herrn plötzlich
eine Krankheit; der Tobias mußte einen Arzt holen und ich
war allein bei ihm; ich machte ihm warmes Waſſer für ſeine
Füße und pflegte ihn, und er wurde beſſer. Nun ſagt er, ich
hätte ihm ſein Leben errettet und er habe mich in ſeinem
Teſtament bedacht mit eintauſend Dollars, macht nach bayri-
ſchem Gelde zweitauſendfünfhundert Gulden; das bekomme
ich, wenn er ſtirbt.

„Aber nun muß ich Euch doch das Beſte ſchreiben! Jch bin
ſchon vor einem halben Jahr niedergekommen mit einem
Buben, der dem Tobias gleichſieht, aber nach meiner Anſicht
„ſtockhafter“ wird. Nach ſeinem Großvater hab' ich ihn Bal
thaſar taufen laſſen. Mein Mann hat eine außerordentliche
Freude an ihm, und ſeit wir das Kind haben, iſt es uns erſt,
als ob wir hier daheim wären. Wir ſind jetzt vollkommen zu-
frieden. Tobias iſt gut gegen mich und ich gegen ihn, und
wenn man geſund iſt und ein geſundes Kind hat und vor-
wärts kommt, was kann man ſonſt noch verlangen? Unſer
Herrgott iſt gnädig gegen uns geweſen, das müſſen wir an-
erkennen, und wir tun's auch. Wir haben jetzt ein paar
Ochſen, drei Kühe, ein Joch Stiere, ein Kalb und ein Pferd.
Wir werden aber bald mehr bekommen. Unſer alter Herr
mag noch lange leben, wir erwerben uns jetzt ſchon ſelber
immer mehr.

„Wenn Jhr Euern Tobias jetzt ſehen würdet, tätet Jhr Euch
gewiß verwundern. Er hat ſeinen Bart ſtehen laſſen und ſein
Kopf iſt röter und runder als ſonſt. Gedanken macht er ſich
nicht mehr ſoviel wie ſonſt, und die Schneiderei treibt er nur
ſoviel wir's nötig haben, er geht ſeinen Gang fort und iſt ein
ganzer Bauer geworden. Zuweilen, des Abends oder auch des
Nachts, reden wir von den alten Zeiten und freuen uns über
die närriſchen Sachen, die uns begegnet ſind, und lachen laut
miteinander.

„Wenn ich manchmal wünſche, noch einmal nach Deutſchland
zu kommen, iſt's nur, weil ich Euch nochmal ſehen möchte, lieber
Schwäher. Jhr habt mich ſo gut leiden können in der letztenZeit und habt mich ſo reundüiey behandelt, wie wir's beide

nicht geglaubt hätten nach dem erſten Diskurs, den wir mit-

einander gehabt haben in Eurem Garten wißt Jhr's noch?
Es iſt alles viel beſſer gegangen, als wir gedacht haben!
Nun lebt wohl und gebt uns Nachricht von Euch und grüßet
unſere ganze Freundſchaft von uns und auch den Herrn
Pfarrer und die Frau Pfarrerin. Sie ſind doch recht gut ge
weſen gegen mich, und ich werd' es ihnen mein Lebtag nicht
vergeſſen.“

Daß dieſe Meldungen dem alten Eber in der Seele wohl
taten, kann man ſich vorſtellen. Aber es kam noch beſſer. Der
letzte Brief, von Tobias geſchrieben, berichtet, daß der alte Herr
gleichwohl geſtorben, daß ſie das Ausgemachte bekommen haben

daß er Eigentümer des Gutes und überdies Vater eines
Mädchens geworden ſei, „ſo ſchön, wie er noch kein Kind geſehen habe!“ Nach dieſen ausgezeichneten Neuigkeiten folgt
das Geſtändnis, daß er ſich zuerſt freilich über die Maßen nach
Deutſchland heimgeſehnt und weiß nicht was darum gegeben

r wenn er nur eine Stunde bei den Seinigen oder im
Wirtshauſe bei ſeinen Kameraden hätte zubringen können!
Denn es ſei ihm in Amerika eben gar nicht heimlich vorge-
kommen, und wenn er die Bäbe nicht gehabt hätte, wäre er ver
zweifelt. Nun ſei's aber grad umgekehrt und es gefalle ihm
jeden Tag beſſer. Eine eigene Notiz in dem Briefe war, daß
der Andres bei ihnen ſei und ihnen als Knecht diene!

Dieſem ſcheint die Geſinnung, die ihn in dem Schreiben an
die Seinigen Amerika unbedingt erheben und Deutſchland
herunterſetzen ließ, in Amerika ſelber Schwierigkeiten bereitet
zu haben. Er wechſelte mehrmals die Herren, ohne ſich zu ver
beſſern, erſparte nichts und iſt jetzt froh, bei ſeinem Schul
kameraden ein Unterkommen gefunden zu haben. Tobias, in
dankbarer Erinnerung an die Anregung, die er durch ſeinen
Brief empfangen, hält ihn wie einen Freund, gibt ſich Mühe,
ihm ſein prangendes, mehr aufs Wort, als auf die Tat gerich-
tetes Weſen abzugewöhnen, und „hofft noch einen rechten Mann
aus ihm machen zu können!“ „Ja, lieber Vater,“ heißt es
zum Schluß „ich tauſche jetzt nicht mit dem reichſten Bauern
im Ries. Vergeſſen kann ich die Heimat und die guten Leute
darin freilich nicht. Wir reden hier oft miteinander davon,
und wenn wir vergnügt ſind, ſagen wir zueinander: wenn jetzt
nur der und der auch dabei wär'! Jch hab' auch einen Garten
angelegt mit einer Laube, grad wie der unſre; und wenn auch
die Bäume noch nicht ſo groß ſind, ſo iſt's doch in der Laube
ſchon recht pläſierlich. Jn Amerika iſt einmal jetzt meine Hei-
mat und daß ich wieder nach Deutſchland komme, daran iſt
vorderhand nicht zu denken. Nun will ich Euch deſto mehr im
r r r Je z e Nachricht hinüberſchicken
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die „Maßgebenden“ mit Hinweiſen auf „ungeſunde Begehr
lichkeit“.

Baſſermann noch immer obdachlos. Die Meldung, daß
der Abg. Baſſermann in Saarbrücken für den nächſten Reichs
tag kandidiert, iſt nicht zutreffend. Die liberale Neue Saar
brücker Zeitung teilt mit:

Nach unſeren Jnformationen iſt die Nachricht nicht richtig.
Sie kann auch inſofern nicht richtig ſein, als die Vertreter-
verſammlung, welche die Aufſtellung des Reichstagskandi-
daten vorzunehmen hat, noch gar nicht ſtattfand.

Die Germania erfährt dazu noch:
Richtig iſt, daß vor einiger Zeit der Vorſtand der national

liberalen Partei für den Wahlkreis Saarbrücken dem Ab-
geordneten Baſſermann für die kommende Reichstagswahl
die Kandidatur angetragen hatte. Baſſermann hatte jedoch
abgelehnt, weil der rechte Flügel, die Vertreter der Groß
in duſtrie, ſich entſchieden gegen ſeine Kandidatur er-
klärte. Sein hauptſächlichſter Gegner war der Landtags
abgeordnete Dr. Röchling, Mitbeſitzer der Völklinger Hütte
und der „kommende“ Mann der Scharfmacher an der Saar.

Ob es für die Nationalliberalen überhaupt noch einen
Wahlkreis gibt, in dem nicht die großinduſtriellen Scharf-
macher das erſte Wort ſprechen, iſt fraglich. Baſſermann wird
eben auch den letzten Schein von „Liberalismus“ ablegen
müſſen, wenn er, der Parteichef, ein Unterkommen fin-
den will.

Jacobskötter. Der frühere konſervative Reichstags und
Landtagsabgeordnete für Erfurt, Johannes Jacobskötter,
iſt im Alter von 71 Jahren in Erfurt geſtorben. Jacobskötter
war ein ſtarrer und beſchränkter Zünftler, im übrigen aber
ein ehrlicher Menſch, dem Heuchelei und Demagogie fern lag.

Ebenfalls geſtorben iſt der aus dem großen Weinfälſchungs-
prozeß bekannte frühere Reichstagsabgeordnete ſür Kaiſers-
lautern, Otto Sartorius.

Frankreich.
Staatsſchmarotzer.

Ver abgetretene Miniſter Cochery hat am Ende ſeiner
Amtszeit noch raſch eine Anzahl Günſtlinge, im Miniſterium
herumſchwänzelnde Nichtstuer, unter Uebergehung der berufe-
nen Anwärter, in angenehme, d. h. gutbezahlte und „ruhige“
Stellungen befördert. Er muß das etwas ſehr rückſichtslos ge
macht haben, denn die öffentliche Meinung hat den Fall mit
Erſtaunen und etwas Erregung aufgenommen. Genoſſe
M. Allard zeigt aber in der Humanité, daß der Fall
keinen Anlaß zu beſonderer Entrüſtung bietet. Alle Mini-
ſter machen es ſol „Gleich beim Amtsantritt umgeben ſie
ſich mit einem Hof junger Müßiggänger, die zu allerhand,
ſchwer zu bezeichnenden Geſchäften benutzt werden.“ Bedient
er ſich der einen in ſeinen, manchmal recht fragwürdigen Pri-
vatangelegenheiten, ſo ſpazieren die anderen nur zum Schmuck
mit der Amtsmappe umher und laſſen ſich nur gelegentlich
einmal ſehen, um ein paar Zigaretten im Bureau zu rauchen.
Fällt der Miniſter, ſo ſorgt er noch raſch, wie Herr Cochery es
getan hat, möglichſt gut für ſeine Schützlinge. Was aber ſind
das für Leute? Und warum fährt die Kammer, die doch
über die Gelder des Landes zu wachen hat, da nicht mit einem
Donnerwetter hinein?

Die Sozialiſten haben einen dahin zielenden Antrag
zum Budget eingebracht. Daß ſie damit nicht durchdringen
konnten, lag auf der Hand. Jſt es doch Fleiſch vom Fleiſche
der Regierungsmehrheit, was da auf Landeskoſten einen guten
Tag lebt. „Die nationaliſtiſch-radikale Mehrheit Briands wird
nie das Amendement Bouiſſon annehmen, einfach, weil die
meiſten Nutznießer des Skandals Verwandte oder Schützlinge von
Mitgliedern dieſer Mehrheit ſind. Es iſt eine Korruption, eine
unter vielen, die ſchwer an unſeren Zuſtänden zehrt. Der gute
Abgeordnete ſtimmt für die Regierung, und die Regierung
bringt den Sohn, Neffen oder Schwiegerſohn des guten Abge
ordneten unter. Wundert man ſich da, daß es in der Kammer
ſoviel ſtille und gehorſame Geſetzgeber gibt? Das Abgeord
netenmandat iſt für ſie nur eine Sache der Familienverſor-
gung. Der ganze Stamm lebt auf Volkskoſten. Seht einmal
zu, wer alle dieſe Kabinettchefs, Bureauchefs, Attachés uſw.
I3r; gtles Verwandte, Verbündete, Schützlinge von Abgeord
neten

Nicht anders mit den meiſten Präfekten und ſonſtigen
Departementsgrößen, die ohne Zeugniſſe und Ausſchreibung
aus der gleichen Sorte genommen werden. „Die Republik iſt
einer Art Oligarchie überantwortet, die ſich dick frißt auf
Koſten der Steuerzahler.“ Ein Teil der Schuld fällt auch auf
die Staatsbeamten, die ſich begnügen, die Fauſt im
Sacke zu machen, wenn ſie ſo von Schmarotzern beiſeite ge
ſchoben werden. Sie laſſen ſich jetzt dazu widerſtandslos das
Organiſationsrecht nehmen. So wird die Korruption weiter
freſſen, bis erſt eine ehrliche Demokratie das Geſchwür der
alles überwuchernden Zentraliſation aufſchneidet und damit
der Miniſter und ParlamentarierAllmacht ein Ende macht
zugleich mit der Zulaſſung der Beamten zu den Bürgerrechten
der Meinungsfreiheit und der Organiſation. Dieſe Ueberwin
dung des Paraſitismus aber wird erſt die Sache des Sozialis-
mus ſein.

OeſterreichUngarn.
Um die Schiffahrtsabgaben.

Der volks wirtſchaftliche Ausſchuß des Abgeord
netenhauſes, der über die geplante Erhebung von Schiff-
fahrtsabgaben auf der Elbe verhandelte und in dem der
Handelsminiſter Weißkirchner die Erklärung wiederholte,
daß die Regierung unabänderlich an dem ihr
durch die Elbverträge gewährleiſteten Recht
feſthalten werde, hat beſchloſſen, die Regierung möge den

verbündeten Regierungen des Deutſchen Reiches erklären, daß
ſie am Vertrage vom 22. Juni 1870 unabänderlich feſthalte und
daß nach der Ueberzeugung der öſterreichiſchen Regierung die
Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf der Elbe dem diesbezüg-
lichen Vertrage widerſpricht.

Rußland.
Blutiger Zuſammenſtoß mit der Polizei.

Auf der Pabianicer Chauſſee bei Lodz in Ruſſiſch-Polen
kam es am Dienstag nachts zu einem Zuſammenſtoß zwiſchen
ruſſiſchen Terroriſten und der Polizei. Ein Schutzmann wurde
erſchoſſen, zwei lebens gefährlich und der vierte leichter verletzt.
Den Tätern gelang es, während der gegenſeitigen Schießerei
zu entkommen. Noch in der Nacht wurden viele Haus-
ſuchungen im Fabrikvieretel von Lod z vorgenommen und
eine Anzahl Perſonen verhaftet.

Die Verfolgung und Unterdrückung von allem, was ſich auch
nur im geringſten politiſch „verdächtig' macht, wird unter
dem Stolypinſchen Regime immer ſchlimmer, und die Terro-
riſten handeln nur in berechtigter Notwehr, wenn ſie ſich
dieſes Schandregiments zu erwehren ſuchen. Neuerdings
wurden auf Beſchluß des Miniſteriums alle Studentenverſamm-
lungen in den Hochſchulen außer den wiſſenſchaftlichen bei
Strafe ſofortiger Entlaſſung vorläufig veyboten. Die
Anordnung wird angeblich erlaſſen, um den Studierenden
die Möglichkeit zu gewährleiſten, ungeſtört den Studien ob-
liegen zu können. (7?)

Cürkei.
Die Kämpfe in Arabien.

Konſtantinopel, 25. Januar. Bei Ebna iſt es zu
einem blutigen Zu ſammenſtoß zwiſchen 700 arabi-
ſchen Aufſtändiſchen und 500 Mann Truppen gekommen. 50
arabiſche Aufſtändiſche wurden getötet, 250 verletzt, die
Truppen verloren 50 Tote und hatten 40 Mann Verwundete.

Perſien.
Die engliſche Antwort

auf die letzte perſiſche Note über die Lage in Süd-Perſien iſt
Montag überreicht worden. Sie ſtellt feſt, daß die britiſche Re
gierung mit Genugtuung von den Maßnahmen Kenntnis
nimmt, die die perſiſche Regierung zur Wiederherſtellung der
Ordnung getroffen hat. Da indeſſen Grund zu der Anncghme
vorhanden iſt, daß die Sicherheit, die in der letzten Zeit auf dem
Wege von Abuſchehr über Kazerum nach Schiras geherrſcht hat,
nur der außerordentlichen Strenge des Winters zu danken ſei,
ſo verharrt die britiſche Regierung in ihrer abwartenden Hal-
tung und behält ſich, falls die von der perſiſchen Regierung
getroffenen Maßnahmen ergebnislos bleiben, das Recht vor,
auf der Anſtellung von Offizieren der indiſchen Armee zur
Organiſation der Wegpolizei zu beſtehen. Die Antwort ſtellt
ferner feſt, daß die britiſche Regierung mit Rückſicht auf die
Tatſache, daß der verlangte zehnprozentige Zollzuſchlag auf die
Einfuhrwaren aus dem Süden hauptſächlich den britiſchen
Handel treffen würde, dem Anſuchen Perſiens um den Zoll-
zuſchlag nicht beitreten könne, wenn nicht britiſche Off i-
ziere zur Organiſation der Gendarmerie an-
geſtellt würden. 7Japan.

Das Bluturteil vollſtreckt.
Tokio, 24. Januar. Die japaniſche Regierung hat den zahl

reichen Proteſten zum Trotz, die der an den verurteilten Sozia
liſten geplante Juſtizmord überall in Europa herausgefordert
hat, das infame Bluturteil vollſtrecken laſſen: Dr. Kotoku,
der hervorragende Gelehrte und ſozialiſtiſche Schriftſteller,
ſeine Gattin, ſowie die übrigen zehn wegen des angeb-
lichen Komplotts gegen das Leben des Kaiſers von Japan und
deſſen Familie zum Tode Verurteilten ſind Dienstag im Ge
fängnis hingerichtet worden. Man iſt wie es in einer
Meldung ſo ſchön heißt in Tokio „darauf gefaßt“, daß dieſe
Hinrichtungen in Europa Proteſtkundgebungen veran-
laſſen werden. Man kann aber auch weiter „darauf gefaßt“
ſein, daß das internationale Proletariat dieſes ſchändliche Ver-
brechen, das hier im Namen von „Geſetz und Recht“ verübt
wurde, niemals vergeſſen wird

Rom, 25. Januar. Jn der geſtrigen Kommerſitzung drückte
der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Cabrini den
japaniſchen Märtyrern ſeine Sympathiegefühle
aus. Dieſe Worte des Abgeordneten wurden von der äußerſten
Linken mit lebhaftem Beifall aufgenommen.

China.
Die Bekämpfung der Peſt.

Die chineſiſche Regierung hat in einer Zirkularnote
mehrere Mächte gebeten, China im Kampfe gegen die Peſt
durch Entſendung wiſſenſchaftlicher Kräfte zu unterſtützen.
Man hat ſich in Peking auch an Deutſchland gewandt. Die
chineſiſche Geſandtſchaft erſucht das deutſche auswärtige Amt,
die geeigneten Schritte zu tun, daß ſich deutſche Aerzte und Ge-
lehrte zur Verfügung ſtellen.

Jn Fidsjadjan, dem Peſtherd, ſind aus Peking 1000
chineſiſche Soldaten und eine Anzahl engliſche Aerzte einge-
troffen. Die Sterblichkeit in Charbin wächſt ſtändig. Jeden
Tag werden viele Tote von den Straßen aufgeleſen.

Amerika.
Neue kapitaliſtiſche Gaunereien.

Von den Zollbehörden angeſtellte Unterſuchungen ergaben,
wie dem B. T. aus Neuyork gemeldet wird, außerordent-

liche Zollhinterziehungen bei der Tabakein-
fuhr aus Kuba. Während nach der Natur der Fabrikation
ſechs Prozent der Einfuhr Deckblätter ſein müßten, wurde
kaum ein Prozent als Deckblättertabak, der einem höheren
Zoll unterliegt, verzollt. Dadurch iſt der Staat ſeit fünf Jah-
ren um etwa zwölf Millionen Mark jährlich geſchädigt worden.

Deshalb ſind die größten Kapitaliſten doch die beſten
„Patrioten“

Aus der Partei.
Breslauer Juſtiz.

Ungeheuere Strafen hat unſer Breslauer Parteiblatt, die
Volkswacht, in den letzten Monaten über ſich ergehen
laſſen müſſen. Jetzt kommt wieder folgende Kunde aus Bres-
lau: Wegen „Beleidigung“ ſämtlicher Strafrichter des
Breslauer Strafgerichts wurde der Redakteur Guſtav Wolff
durch eine aus Breslauer Zivilrichtern gebildete Strafkammer
zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt. Die „Be-
leidigung“ wurde in einem Artikel der ſozialdemokratiſchen
Volkswacht erblickt, in dem geſagt wurde, die Urteile der
Breslauer Gerichte gegen die Sozialdemokraten müßten jedem
Arbeiter die Röte der Empörung ins Geſicht treiben.

Die Volkswacht hat eine Anzahl Jahre mehr Gefängnis-
ſtrafen auf ſich, als ſie Jahre exiſtiert. Einer ihrer Redak-
teure war alſo ſtets im Gefängnis, oftmals jedoch zwei oder
drei zu gleicher Zeit. Ein Wort der Kritik über dieſe furcht-
bare Verfolgung macht wiederum den Redakteur für zwei
Monate ſtumm.

Gewerkſchaftliches.
Abgeblitzte chriſtliche Verleumder.

Jn Oels in Schleſien hielt der Gauleiter der Zimmerer,
Genoſſe Schmidt, im Dezember v. J. eine Zimmerer-Ver-
ſammlung ab, in der nur gewerkſchaftliche Angelegenheiten er-
örtert wurden. Die chriſtlich organiſierten Zimmerer waren
ebenfalls zu der Verſammlung erſchienen. Einem ihrer Mit-
glieder wurde wegen ſeines ungehörigen Betragens der Zutritt
verweigert. Sofort ging dieſer Muſterchriſt zur Polizei und
denunzierte die Verſammlung als eine politiſche. Und
wirklich glaubte die Behörde dem Denunzianten und ſchickte dem
Genoſſen Schmidt einen Strafbefehl wegen Nichtanmeldung
einer „politiſchen“ Verſammlung. Bei der richterlichen
Entſcheidung ſchnitten die CEhriſtlichen ſehr ſchlecht ab. Es ge
lang ihnen nicht, den Beweis zu erbringen, daß die Verſamm-
lung eine politiſche geweſen ſei. Selbſt der öffentliche An-
kläger mußte die koſtenloſe Freiſprechungbeantragen,
auf die dann auch das Gericht erkannte.

Wie verträgt ſich dieſe ſchäbige, chriſtliche Handlungsweiſe
mit dem chriſtlichen Gebot: Du ſollſt nicht falſches Zeug-
nis reden wider deinen Nächſten?

Scharfmacheriſche Jnnungsbrüder.
Die Bäcker-Zwangs-Jnnung zu Breslau beſchloß

in ihrer letzten Quartalsverſammlung, dem deutſchen Arbeit-
„geber“Schutzverbande korporativ beizutreten. Eine kleine An-
zahl von Jnnungsmeiſtern will aber die Scharfmacherei nicht
mitmachen und hat beim Magiſtrat als Aufſichtsbehörde Be
ſchwerde eingelegt. Nach mehrfachen Entſcheidungen des Ober-
verwaltungsgerichts iſt ein ſolcher korporativer Beitritt zum
Arbeitgeber-Schutzverbande nicht zuläſſig und Jnnungsgelder
dürfen für ſolche Zwecke nicht verwandt werden. Zum beſſeren
Verſtändnis des Beſchluſſes der Jnnungsmehrheit ſei mitgeteilt,
daß ſich die Breslauer Bäckergehilfen in einer Lohnbewe-
gung befinden.

Der Setzerſtreik in Finnland.
Der Streik der finniſchen Druckereiarbeiter, der nun

ſchon die vierte Woche anhält, wird mit faſt ungeminderter
Kraft fortgeführt. Jn einigen Städten (Fridriksham, Borgo
u. a.) gaben die Unternehmer nach und die Zeitungen konnten
wieder herausgegeben werden. Mit beſonderer Erbitterung
wird in Helſingfors, Abo und Wiborg gekämpft. Die ruſſiſchen
Behörden kommen dem Unternehmerterror zu Hilfe, indem ſie
den Arbeitern das Streikpoſtenſtehen verbieten und auch ſonſt
auf jede Weiſe aufzureizen ſuchen. Sie werden aber mit ihren
Provokationen keinen Erfolg haben. Dafür bürgt die Soli-
darität und die Diſziplin der finniſchen Arbeiterſchaft.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

Die Lohnbewegung der Glasſchleifer in der
Oberpfalz iſt in ein neues Stadium eingetreten. Die
bayeriſche Regierung hat mit den Jnduſtriellen und den
Vertretern der Organiſation der Arbeiter einen Tarif aus-
gearbeitet. Dieſer Tarif bringt jedoch ſo minimale Zu-
geſtandniſſe, daß die am Sonntag, den 29. Januar, ſtattfindende
Konferenz der Glasarbeiter in Weiden dieſen Tarif wohl
ablehnen wird, ſo daß dann ſicherlich der Streik zu er-
warten iſt.

Jn der Malzfabrik Eiſenberg in Erfurt haben 41
Mann die Arbeit niedergelegt. Unterhandlungen mit dem
Brauerei- und Mühlenarbeiterverband über die eingereichten
Forderungen lehnte die Firma ab. Da außerdem die Zuge-
ſtändniſſe durchaus ungenügend waren, legten die 41 Mann die
Arbeit nieder. Zuzug iſt fernzuhalten.

Die Differenzen der Glasarbeiterin Jmmen-
hauſen mit der dortigen Firma dauern fort. Dem Verbande
der Glasarbeiter war es nicht möglich, durch eine Verhandlung
eine Verſtändigung herbeizuführen. Die Direktion erklärte,
daß ſie von ihren Arbeitern verlange daß ſie keiner gewerk-
ſchaftlichen Organiſation angehören dürfen.

Alle Glasarbeiter mögen Jmmenhauſen meiden.
Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.

Geschäftshaus

Zurückgesetzte Preise
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Krawaften, Schirme, Unterröcke, Ball-Schals, Damen- und Kinder-Mützren, Güärtel, Strickweolle,

Gardinen, Teppiche, Tischdecken, Plwandecken, Bettstellen.
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o retäglich frisch:Bock Würstchen 20 Stück 3 M.
Regensburger 33 S
Jauersche 40 SWiener v 45 SWiener (kl.) 84 SKnoblauchswurst Pfund 80

Konserviert in Dosen:
Bock-Würstchen Inh.: 8 St. 1.“ Mk.

do. u 14132 I.Regensburg. 12 2.“
do. u 420 4Wiener u 40 G.do. 24do. 99 20 97 3. 97
do. 10 I.do. v 5 90.85Wiener (1) 75clo. 5 40Bei Entnahme von 10 Dosen, ermässigte Preise.

Hermann Brodthuhn,
nachweisslich grösste Spezial-Wursttabrik

und Versandhaus am Platz.
Halle a, S., Kapellengasse 4,

Fernruf 2786 (hinterm Stadttheater). m
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beste 2 Pfg. Zigarette.

Nur eoht mit Firma uwel“, Dresden.
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Tumven, knochen, oper

kisen, Metalle, Gumml rauft
Abert Bode jun., a e.

Eiprodter Huvtenmitte

iſt mein ſelbſtgekochter, ſchwarzer

Johannisbeersaft.

e eUniversal-DrogerW Merſeburgerſtraße. v

[apio- Pappenabfälle
jeden Poſten

Kl. Brauhausſtr. 20.

Faust- u. Mültärhandschuhe,

gebraucht, verkauft billigJ. Stern Alter Markt 11.

Arbejtsmarkt
Vaperer- l. Doge ler
Ernst sematt In Mittelſtr. 3.

FF

tratzen Tiſche Stühle Küchen in
möbel billig zu verkaufen.

August Hoease, Geiſtſtr. 31. Albert Drechsler Nacht.

e Erstklaclge! Zock- Untl Hovenschneider
dauernde Beschäftigung bei

l Anf. 7/2 Uhr.

Novität!

ling und

ſindtthenter 90le.

Direktion Bed. llolrat I. Richards.
Fernruf 1181.

Donnerstag den 26. Jan. 1911.
l 130. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel.

Marthaoder: Der Markt zu Richmond.
Romantiſch- komiſche Oper in

4 Akter von Friedr. von Flotow.
Kaſſenöffnung 7 Uhr.

Ende 10 Uhr.

Freitag den 27. Jannar 1911:

Nachmittags 3 Uhr:
Schülervorſtellung

zu ganz kleinen Preiſen.

Zopf und Schwert.
Hiſtoriſches Luſtſpiel in 5 Aufzügen

von Karl Gutzkow.
Abends 7/2 Uhr:

131. Vorſtellung i. Ab. 3. Viertel.
Novität!

Bei feſtlich erleuchtetem Haus:
Jubel Ouvertüre

von C. M. v. Weber.
Zum 3. Male:

Königskinder.
J Muſikmärchen in drei Bildern

von Engelbert Humperdinck.

Cacao
eigenes Fabrikat von 90 Pfg.
pro Pfd. bis 2.50 Mk. empfiehlt S

Carl Booch,Breltestr. u. Marktplatz nun

Parteiochriften ger eide.

Standesamtliche Nachrichten

Halle-Süd (Steinweg 2), 24. Jan.
Aufgeboten: Arbeiter Kupka

und Marie Emmerich (Salzſtr. 6).
Maler Bauer und Anna Klimm
e der aße 59 und Kruken-
ergſtraße 25). Schloſſer Zu

und Frida Brunner (Erfurt und
Halle a. S.) Arbeiter Bohn undMund Frida Garke (Halle a. S. u.

Kaufmann Kieß-
argarete Rothenfels

(Halle a. S. und Brandenburg).Geboren; Hilfsſchaffner in
T. Delitzſcherſtraße 76).kutſcher Ebert S. Setha 39

dere Fiedler T. (Klaus
bergſtraße 6). Barbier Bern-hl T. S zachltadterſtraße 9).

S Belger S. (Tauben
Faß 24). Schloſſer Utgenannt

W äckermeiſter Martin T. (Streiber-
ſtraße 24). Hilfsweichenſteller
Klett S. (Liebenauerſtraße 169).
Etuimacher Nagel aus Leipzig-
Leutſch (Jakobſtraße 38).

Geſtorben: Dienſtmann Schade

63 J. S 10). Schäfteſtepper Wolf, 77 J. (Sternſtr. 3).
r Felgner aus Roitzſch4J. ihenſreßeit Salzſeber Zpriſcachs Gerren-

ſtraße h angermann Ehefrau Dorothee geb.Lohmann aus Kochſtedt, 52 Jahr
(Klinik).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 38).

24. Januar.
Aufgeboten: Arbeiter Schüt;

und Erdmute Schaf (Körner-
ſtraße 21 und Große Wallſtr. 3

Geboren: Schloſſer Kitzin(Große Goſenſtraße 23). ar
Aſſeſſor Väumer T. (Lafontaine-
ſtraße 33). Arbeiter Schwefel S.
Körnerſtraße 1). Barbier Otto
S. (Angerweg 54).

Geſtorben: Oberpoſtſekretär
Kade, 58 J. (Deſſauerſtraße 5b).Magazi werweler Wendenburg,
91 J. (Lafontaineſtraße 14). Jn

Halberſtadt).

Poststrasse 21. valide Selle, 79 J. Kloſterſtr. 7).

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlagner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch. „Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 22 Halle a. S., Donnerstag den 26. Januar 1911 22. Jahrg.

Neuen Welt erſcheint nächſten Sonnabend
Sie bringt den Anfang eines neuen Romans von Alfred Bock „„Die Parisers,

eine lebhafte Schilderung der Republik San Marino von A. Bech, geſchmückt mit 12 ge
lungenen Jlluſtrationen, eine Erzählung von Seeliger „Niss Ipsen von Bombellse,
die Fortſetzung von Conradys „Die Niederländer auf den Molukken, ein Gedicht
von Leo Heller „Am Abencdk“e, und neben einigen Notizen ein vortreffliches Bild der
am 8. Januar verſtorbenen Genoſſin Emma Jhrer, ferner ein ſolches von der Maſſenkund-
gebung des Mühlhauſener Proletariats am 8. Januar 1911.

Neue Welt
deshalb ſollte jeder Leſer des Volksblattes die Neue Welt abonnieren. Der geringe Preis
von 10 Pfennig pro Monat für mincdestens 4 Nummern ſteht in keinem Ver
hältnis zu dem Gebotenen.

Nummer 5 der
J

c

Die

ſt de Vocheuſchrift des Proleturigtz

S —T7-=m

Verlange jedermann die Neue Welt vom Austräger für
monatlich [0 Pfennig frei ins Hates-

Landarbeiterelend.
Aus dem preußiſchen Dreiklaſſenhauſe.

Jm Dreiklaſſenhauſe führte am Dienstag die Fortſetzung
der zweiten Leſung des Landwirtſchaftsetats beim
Titel Miniſter zu einer umfaſſenden Debatte. Der konſer-
vative Abg. v. Keſſel ſang wieder einmal das abgeleierte
und nur noch komiſch wirkende Lied von der notleidenden
Landwirtſchaft und machte im voraus die preußiſche Regie-
rung gegen nicht ſowohl freihändleriſche als antihochſchutz-
zöllneriſche Beſtrebungen im künftigen Reichstag ſcharf. Jn
dieſelbe Kerbe hieb der junge Kardorff, der, getreulich auf
den Spuren des Vaters wandelnd, die Nationalliberalen
wegen ihres partiellen Zuſammengehens mit dem Frei-
ſinn mit Vorwürfen überſchüttete. Herr Glatz el übernahm
die Verteidigung der angegriffenen nationalliberalen Partei.
Er rückte den Konſervativen die Haltung bei der Finanzreform
vor, verwahrte aber ſeine Partei mit Entſchiedenheit gegen
den ſchrecklichen Verdacht freihändleriſcher Geſinnung. Echt
nationalliberal! Der Miniſter v. Schorlemer ſchwieg ſich
über die großen Fragen hartnäckig aus und verbreitete ſich
nur über verhältnismäßig untergeordnete Dinge. Er ſchwang
ſich ſogar dazu auf, die Bekanntmachung der Verſammlungen
des Bundes der Landwirte durch die amtlichen Landwirt-
ſchaftskammern mit einem leiſen Tadel zu bedenken. Eine
einigermaßen ſcharfe Rede gegen die Herrſchſucht und Herr-
ſchaft der Großgrundbeſitzer hielt der Freiſinnige Crüger.
Das Verdienſt, auf den Jntereſſengegenſatz zwiſchen großen
und kleinen Grundbeſitz erneut hingewieſen zu haben, ſoll dem
fortſchrittlichen Redner nicht beſtritten werden. Aber gegen-
über dem ländlichen Proletariat hat ſchon ſeit 1848 der Libe-
ralismus, auch der „entſchiedene“ Liberalismus, ſtets eine
Haltung eingenommen, die oftmals verräteriſch, im beſten
Falle lau war. Erſt ſeit die Sozialdemokratie in das Drei-
klaſſenhaus eingezogen iſt, wird, zum erſtenmal ſeit der Ver-
einbarungsverſammlung von 1848, in der das Landproletariat
einige Vertreter beſaß, die Sache der ländlichen Arbeiter mit
Nachdruck wahrgenommen. Jn einer großangelegten Rede be-
leuchtete Genoſſe Leinert die Lage des ländlichen Prole-
tariats, die in rechtlicher Beziehung ein Hohn auf den Rechts-
ſtaat, kulturell eine Satire auf die Entwicklung, moraliſch eine
Verhöhnung des Chriſtentums, wirtſchaftlich ein düſteres
Gegenbild zu der durch Hochſchutzzoll künſtlich geförderten
Blüte des Agrariertums iſt. Und dock reißen die Verſuche der
Agrarier nicht ab, im „Preußenparlatent“ die Landarbeiter
noch weiter zu beeinträchtigen und zu ſchädigen. Am Mitt-
woch wird die Beratung fortgeſetzt:

Die Rede des Genoſſen Leinert ſei hier kurz wiesergegeben
Abg. Leinert (Soz.)

Es wurde behauptet, daß die Rentabilität der Landwirtſchaft
nur 2,7 Prozent beträgt. Nach den wirtſchaftlichen Ergebniſſen
der Domänen aus dem Jahre 1901 ſtimmt dieſe Zahl allerdings.
Jnzwiſchen ſind die Werte doch aber bedeutend geſtiegen, wie
auch die amtliche Denkſchrift feſtſtellt, die auch betont, daß die
Rentabilität privater Betriebe damit nicht zu vergleichen iſt.
Jn der Tat haben die Großgrundbeſitzer ſo glänzende Zeit wie
jetzt noch nie gehabt, ſie haben geradezu unberechtigte Ein-
nahmen durch die Zollpolit ik gehabt. Daß nicht wieder die

ſtarke ſchutzzöllneriſche Mehrheit in den Reichstag einzieht,

hoffen wir allerdings und werden das unſrige dazu tun.
(Bravo! b. d. Soz.) Seinerzeit führte man die hohen Zölle ein,
damit, wie man ſagte, die Löhne der Arbeiter erhöht werden
könnten. Das iſt aber nicht geſchehen. Widerſpruch rechts.)
Man ſucht die Zeit der Ernte nach Möglichkeit zu beſchränken,
um an Löhnen zu ſparen. Die Statiſtik beweiſt, daß die Armut
auf dem Lande größer iſt, während es auf dem Lande mehr
Leute gibt, die mehr als 6000 Mk. Vermögen haben. Die Leute
mit

unter 900 Mk. Einkommen ſind ausſchließlich die ländlichen
Arbeiter.

(Hört, hört! b. d. Soz.) Auch eine Statiſtik der Deutſchen
Agrarzeitung beweiſt dies. Die Vermögensſteuerveranlagung
auf dem Lande weiſt ſeit 1902 einen ſtändigen Aufſtieg auf;
das Einkommen iſt ſeitdem geſtiegen um 97 Millionen Mark.
66 Prozent der hauptberuflich in der Landwirtſchaft Be-
ſchäftigten waren ſteuerfrei. (Hört, hört! b. d. Soz.) Der
Ertrag pro Hektar iſt enorm geſtiegen, was natürlich
namentlich den Großgrundbeſitzern zugute kommt.
19 000 Großgrundbeſitzer haben mehr als den vierten Teil der
geſamten bebauten Fläche im Beſitz, 214mal ſoviel als 2600 000
Beſitzer bis 5 Hektar. Wir müſſen alſo eine Herabſetzung der
Zölle verlangen, damit

das Volk billiges Brot bekommen
kann. Die Preiſe der land wirtſchaftlichen Produkte ſind ſeit
1902 außerordentlich geſtiegen. Widerſpruch rechts.) Das
beweiſen die ſtatiſtiſchen Nachweiſungen der Regierung ſelbſt.
Redner führte die einzelnen Zahlen aus der Statiſtik an. Jn
den letzten drei Monaten 1909 war der Preis für Roggen und
Weizen bei uns erheblich teurer als im Ausland. (Hört, hört!
b. d. Soz.) Auf die Bäcker können Sie die Schuld an der Teue-
rung nicht abſchieben. Nach Prof. Brentano iſt das Brot-
getreide durch die Zölle um 800 Millionen Mark verteuert wor-
den, nach meinen Berechnungen beträgt die Verteuerung minde-
ſtens 300 Millionen. (Hört, hört! b. d .Soz.) Von all dieſen
Vorteilen der Zollpolitik haben die Arbeiter nichts ge-
habt. Die ländlichen Wohnungen ſind nach den Berichten der
Kreisärzte noch immer ſehr traurig, ſogar Neubauten ſollen
nach dieſen Berichten infolge der Vereinigung von Stallräumen
und Wohnungen vielfach hygieniſch unbrauchbar ſein. (Lachen
rechts.) Dies ſind amtliche Berichte, die durch Jhr Lachen nicht
widerlegt werden. Jhr Lachen beweiſt nur, daß Sie für dieſe
Fragen kein Verſtändnis haben. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Am
dürftigſten ſind nach dieſen Berichten die Unterkunftsräume für
ländliche Dienſtboten. Die Geſindeordnung feiert jetzt ihr
100jähriges Jubiläum. Welche Summe von Elend und Unter-
drückung hat ſie in dieſer Zeit verſchuldet! (Sehr wahrl b. d.
Soz.) Dazu kommt das Kontraktbruchgeſetz von 1854, das den
Landarbeitern in Preußen die Möglichkeit, ſich durch Koalition
höhere Löhne zu erringen, vollſtändig nimmt. Erfreulicherweiſe
hat der Miniſter erklärt, dieſe Materie gehört vor den Reichs
tag. Dort hat ja glücklicherweiſe das Agrariertum nicht die
Mehrheit wie hier,

Mit den Ausführungen des Herrn Glatzel zu dieſer Frage
ſteht die ſonſtige Haltung der Nationalliberalen in Arbeiter-
fragen nicht in Einklang. Durch das Geſetz von 1854 und die
Geſindeordnung ſind die Landarbeiter zu Heloten herab-
gedrückt. (Lachen rechts. Sehr wahr! bei den Soz.) Dabei
werden dieſe Geſetze äußerſt ſchikanös durchgefiihrt. Ein Land-
arbeiter wurde wegen Kontraktbruch angezeigt, ihm war eine
Lohnerhöhung von einigen Pfennigen verweigert worden. Er
wurde zu einer Geldſtrafe verurteilt und hatte dann noch die

e

Koſten des Verfahrens zu tragen, u. a. 11 Mk. Zeugengebühren
für den Grundbeſitzer, der ihn verklagt hatte. (Hört, hört! bei
den Soz.) Wir werden im Reichstag dafür ſorgen, daß dieſe
Sklavengeſetze aufgehoben werden. Die Zentrale der preußi-
ſchen Landwirtſchaftskammer will den Kontraktbruch durch
Kautionseinbehaltung beſtrafen. Das beweiſt, daß dieſe Herren
gar kein ſoziales Gefühl und keine Ahnung von dem Elend der
Landarbeiter haben. (Sehr wahrl! b. d. Soz.) Auch durch die
Reichsverſicherungsordnung ſollen die Landarbeiter wieder ver
gewaltigt werden; ſie ſollen ihre Krankenkaſſen nicht ſelbſt ver
walten dürfen! (Hört, hört! b. d. Soz.) Für dieſe Benachteiligung
der Landarbeiter gegenüber den gewerblichen ſind auch das
Zentrum und die Nationalliberalen eingetreten. (Hört, hört!
b. d. Soz.) Jhre Berufung auf den Widerſpruch der Regie
rung iſt eine faule Ausrede. Bei der Finanzreform hat das
Zentrum es ſehr gut verſtanden, die Regierung zu zwingen.
(Sehrwahr! b. d. Soz.) Schon bei vorübergehendem Vorhanden-
ſein von 50 Arbeitern ſollen auf dem Lande Betriebskranken
kaſſen gegründet werden, die im Winter nur die Hälfte des
Krankengeldes zu zahlen brauchen. Da haben Sie kein Recht,
über ſoziale Laſten zu klagen! (Sehr wahrl b. d. Soz.) Haar-
ſträubend iſt die Forderung einer Landwirtſchaftskammer, daß
man die ärztliche Hilfe auf dem Lande durch Hinzuziehung
von Krankenſchweſtern erſetzen ſollte. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Auch bei der Unfallverſicherung ſind die Landarbeiter außer-
ordentlich benachteiligt. Jn Schleſien mußten 992 der revi-
dierten Betriebe beanſtandet werden. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Das beweiſt, wie mangelhaft die Unfallverhütung iſt. Jn
Poſen erfolgen die Reviſionen nach vorher feſtgeſetzten Reiſe-
plänen. (Hört, hört! b. d. Soz.) Mehrfach hatten die Bauern
auch noch die Maſchinenräume verſchloſſen, um der Reviſion
zu entgehen. Von 111 revidierten Großbetrieben in Poſen
waren nur fünf in Ordnung. (Hört, hört! b. d. Soz.) Der
Miniſter möge die Berufsgenoſſenſchaften anweiſen, ihre
Pflicht in bezug auf Unfallverhütungsvorſchriften beſſer zu
erfüllen. Die Ausgaben dieſer Berufsgenoſſenſchaften für die
Zwecke der Unfallverhütung ſind ganz minimal im Verhältnis
zu den Leiſtungen der gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften.
Die weſtpwpußiſche Berufsgenoſſenſchaft und noch mehrere
andere haben nicht einen Pfennig dafür ausgegeben, die große
Brandenburgiſche Genoſſenſchaft nur 100 Mark. (Hört, hört!)
Die Polizeiorgane ſollten beauftragt werden, ſolche Vorſchrif-
ten, wo ſie fehlen, zu erlaſſen. Ein weiteres trauriges Kapitel
iſt die

unbeſchränkte Ausbeutung hilfloſer Kinder
in der Land wirtſchaft. Die Zahl der ſtändig beſchäftigten
Kinder betrg 1907 35 000, insgeſamt waren 348 127 Kinder in
der Landwirtſchaft 1907 beſchäftigt. Die Hauptzahl entfällt
auf die Großbetriebe. Dieſe Kinderausbeutung muß die Ent-
rüſtung aller ſozial Fühlenden erregen. (Sehr wahrl b. d.
Soz.) Wochenlang werden Schulkinder durch geiſtliche Schul-
inſpektoren für Landarbeiten beurlaubt. Dieſe Kinder müſſen
den ganzen Tag in der Sonnenhitze für 50 Pf. arbeiten. Daß
der Unterricht durch dieſe Beurlaubungen leidet, iſt ſelbſtver
ſtändlich. Auch iſt das Rübenziehen für die Kinder durchaus
geſundheitsſchädlich, vielfach verunglücken Kinder dabei.

Wie lange wollen Sie dieſem Kindermord zuſehen?
Wir müſſen verlangen, daß der Miniſter dagegen einſchreite.
Wir erwarken, daß er im Reichstag für ein Kinderſchutzgeſetz
auch in der Landwirtſchaft eintritt. Die Ernährung
der ländlichen Arbeiter geht ſtändig zurück. Es iſt ſoweit ge
kommen, daß auch die Frauen der Landarbeiter ihre Kinder



nicht mehr ſo ernähren können wie früher. Das hängt damit
zuſammen, daß die Milch immermehr durch die Molkereien
verwertet wird und den ländlichen Arbeitern und Dienſtboten
nicht mehr in dem Umfange zugute kommt wie früher. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) 80 Millionen Hektoliter Milch gehen nach
Feſtſtellungen der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt der Er
nährung der ländlichen Bevölkerung in Preußen verloren.
(Hört, hört! b. d. Soz.) Aufgabe des Staates iſt es daher,
der Milchproduktion erhöhte Aufmerkſamkeit zu ſchenken.
Heute ſind ja die Milchpreiſe ſchon enorm teuer geworden und
die organiſierten Landwirte wirken noch mehr auf ihre Preis-
ſteigerung hin. Es ſollte demgegenüber auf den Domänen
mehr Milch produziert werden. Unerhört iſt angeſichts die
ſes Zuſtandes das Verlangen der Großagrarier auf

Einführung eines Milchzolls.
Die Zuſtände bei der Armen verſorgung auf dem Lande
ſpotten jeder Beſchreibung. Jn einem Falle bei Stettin wurde
die Hinzuziehung eines Armenarztes für ein krankes Kind
von dem Kreisausſchuß abgelehnt, weil dazu keine Verpflich-
tung vorliege. (Hört, hört! bei den Soz.) Vor allem ver-
langen wir

das Koalitionsrecht für die Landarbdeiter.
Srrichten doch die ländlichen Arbeitgeber ſelbſt Vereine, die
ſich gegen die Arbeiter richten. Der Verein oſtpreußiſcher
Landwirte macht es ſich z. B. zur Aufgabe, ſeine Mitglieder
gegen hohe Lohnforderungen und gegen Kontraktbruch zu
ſchügen. Das gleiche Recht müſſen auch die Landarbeiter
haben. Wir erwarten, daß der neue Herr im Miniſterium zu
dieſer Frage Stellung nimmt. Auf die rigoroſen Beſtim-
mungen in Arbeitsverträgen habe ich im lezzten Jahr aus-
führlich hingewieſen. Jn einem Vertrage finden ſich z. B.
Beſtimmungen, wonach Leute, die im Akkord mähen müſſen,
nur gegen Tagelohn beſchaftigt werden. Sie werden einfach
beim Mähen in die Mitte geſtellt, denn wenn ſie dann nicht
mitkommen, wird es ihnen ſchlecht ergehen. Jeder Ungehor-

f h dem Vertrage mit 2 Markt beſtraft werden. Die
eingezogenen Verträge ſind an den deutſchen Fürſorgeverein
abzuführen. Dieſer Fürſorgeverein für Großgrundbeſitzer
unterhalt alſo von ſolchen Strafen, die die Landarbeiter be-
zahlen, ſeine Geſchäftsſtelle. (Hört, hört! bei den Soz.) Auch
Lohnabzüge, die ausländiſchen Arbeitern gemacht werden,
fließen dieſem Vereein zu, der noch dazu in Streitfällen zwi-
ſchen Arbeitgebern und Arbeitern entſcheiden ſoll. Dieſer
Verein hält es für angebracht, daß bei Kontraktbruch geleiſtete
Vorſchüſſe in bar oder Naturalien vom Arbeiter zurückzuer-
ſtatten ſind. (Hört, hört!) Die Vertragsbeſtimmungen für in-
ländiſche Arbeiter ſind noch härter als für ausländiſche.
Sozialdemokratiſche Zeitungen dürfen weder gehalten noch
geleſen werden, kein Arbeiter darf einem ſozialdemokratiſchen
Verein beitreten. (Sehr gut! recht s.) Glauben Sie
etwa, daß ein gewerblicher Arbeiter heute noch einem ſolchen
Stlavenparagraphen unterſchreiben wird? Daß Sie das für
richtig finden, beweiſt nur, wie geknechtet heute noch die Land-
arbeiter ſind. Dieſer Vertrag verſtößt in vielen Punkten
gegen die guten Sitten. Dazu heißt es im Vertrage: Alle
dem Vertrhige entgegenſtehenden Geſetze treten außer Gel-
tung. (Hört, hört! bei den Soz.) Die Kinder der Arbeiter,
die nicht für den Gutsbeſitzer tätig ſind, dürfen nicht bei dem
Arbeiter wohnen. (Hört, hört! bei den Soz.) Sind das noch
menſchen würdige Beſtimmungen Jn dem Vertrage iſt auch
von Widerfetzlichkeiten die Rede. Eine Arbeiterin wurde zum
Beiſpiel zu 5 Mark Geldſtrafe verurteilt, weil ſie während der
Schwangerſchaft kurz vor der Geburt ſich weigerte, Kartoffeln
auszunehmen. (Hört, hört! bei den Soz.) Das Gericht er
klärte, die Frau hätte unter allen Umſtänden verſuchen
müſſen, dieſe Arbeit zu leiſten. Wenn ſolche Entſcheidungen
möglich ſind, müſſen wir im Jntereſſe der Menſchlichkeit die
Beſeitigung ſolcher Ausnahmegeſetze verlangen. Jch gebe zum
Schluß der Erwartung Ausdruck, daß auch in Jhnen allmäh-
lich das ſoziale Gefühl ſoweit wach werden wird, daß wir end
lich zu einer Befreiung der Landarbeiter aus den Feſſeln der
auf ihnen laſtenden Ausnahmegeſetze kommen. (Lebh. Bravo
bei den Soz.)

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Mitt-

Deutſcher Reichstag.
113. Sitzung. Dienstag, den 24. Jannar 1911, nachmittags 1 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der zweiten Be

ratung des
ReichswertxuwachslteuerGeletzes.

Die Beratung ſetzt ein mit F 49, der dem Reich 50 Prozent,
den Bundesſtaaten 10 Prozent und den Gemeinden 40 Prozent
des Ertrages zuweiſt, wenn die Landesgeſetzgebung nichts
anderes beſtimmt. S 49a, 49b und 50 ſind mit zur Diskuſſion
geſtellt. S 49a regelt das Recht der Gemeinden, Zuſchläge zu
erheben, S 49b garantiert den Gemeinden, welche vor dem
1. 4. 1909 eine Zuwachsſteuer beſchloſſen hatten, deren Ertrag
bis zum l. 4. 1915.

Die Abgg. Albrecht und Genoſſen (Soz.) beantragen, den
Gemeinden 60 Prozent, dem Reich nur 30 Prozent zu geben
und zugleich das Reich zu verpflichten, aus ſeinem Anteil jähr-
lich 6 Millionen Mark zur Kriegsveteranenfürſorge zu ver-
wenden.

Die Abgg. Müller-Fulda und Genoſſen (Zentr.) beantragen,
re Zuſchläge der Gemeinden 100 Prozent nicht überſteigen
urfen.

Ein konſervativer Antrag will, daß Reichsſteuer und Zuſchlag
zuſammen 30 Prozent der Wertſteigerung nicht überſteigen
duürfen.

Abg. Cuno (Vpt.) beantragt, dem Reiche 40, den Gemeinden
50 Prozent zu geben.

Die Abgg. Weber und Genoſſen (natl.) beantragen, den
Bundesſtaaten 220 Prozent, den Gemeinden 4770 Prozent zu
geben.

Außerdem ſind mehrere redaktionelle Aenderungen beantragt.
Abg. Trimborn (Zentr.) begründet einen Antrag, den

ſogenannten Feſtungsſtädten 60 Prozent vom Ertrag der Steuer
zu überweiſen.

Reichsſchatzſekretär Wermuth bekämpft den Zpieß Trim
born; man könne die Gemeinden nicht verſchieden behandeln.
Auch die übrigen Anträge, die eine für die Gemeinden vorteil-
haftere Verteilung des Ertrages wollen, ſeien nicht annehmbar,
denn es handle ſich hier in erſter Linie nicht darum, den Ge-
meinden Vorteile zu ſchaffen, ſondern es handle ſich um das
Reich. Der ſozialdemokratiſche Antrag, die Veteranenfürſorge
aus dem Ertrage der Steuer zu beſtreiten, ſei auch nicht emp-
fehlenswert. Wir wollen, ſagt Redner, für die Veteranen Mittel
bereitſtellen, unabhängig von dieſer Steuer (Bravo!) um aberdie zu haben, brauchen wir dieſe Steuer. Heiterkeit
b. d. Soz.

Abg. Weber (natl.) befürwortet ſeinen Antrag, welcher den
Staaten nur 21 Prozent läßt. Die Erhebungskoſten ſeien damit
gedeckt. Der ſozialdemokratiſche Antrag ſorge nur ſcheinbar
für die Veteranen, denn bei einem Rückſchlag im Grundſtücks-
markt könne es vorkommen, daß die Steuer keine 6 Millionen
einbringt. (Na, nal! b. d. Soz.)

Abg. Brühne (Soz.): Die Gemeinden konnten bei Ein
führung der Zuwachsſteuer nicht wiſſen, daß das Reich ihnen

dieſe Einnahmequelle wegnimmt. Deswegen iſt es berechtigt,
die Gemeinden weitgehend zu berückſichtigen und ihnen 60 Proz.
des Ertrages der Steuer zuzuweiſen. Für das Reich ſi
30 Prozent vollauf genügend. tten Sie unſeren Anträgen
entſprechend nicht ſo erhebliche Abſ ungen vorgenommen
und den Antrag der Steuer dadurch verringert, ſo würde das
Reich bei 30 Prozent noch bedeutend mehr bekommen, als es jetzt
bei 40 Prozent der von Jhnen verunſtalteten Steuer bekommt.

(Sehr wahr! b. d. Soz.)
Wir verlangen weiter, daß für die

Veteranenfürſorge
6 Millionen aus dem Ertrage der Steuer verwendet werden.
Die Regierung will den Veteranen 5 Millionen geben, aber ſie
will ſich bei dieſer Steuer darauf nicht feſtlegen. Das macht
uns mißtrauiſch. Denn wenn es Jhnen ernſt wäre, hätten Sie
ſchon längſt bei unſerem rieſigen Militäretat dieſe 5 Millionen
erſparen können. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Der Abg. Weber
ſucht uns damit graulich zu machen, daß die 6 Millionen mög-
licherweiſe nicht aufgebracht werden könnten. Jch halte ihm dieBerechnung des Schatſelretars entgegen, wonach die Steuer

20--221 Millionen Mark ergeben wird. Da ſpringen die
6 Millionen Mark für die Veteranen ſehr wohl heraus. Jch
ditte alſo um Annahme unſeres Antrages. (Bravol b. d. Soz.)

Abg. Feldmann (Ekonſ.): Der ſozialdemokratiſche Antrag
iſt nur aus agitatoriſchen Gründen geſtellt. Die Sozialdemo-
kraten benutzen, genau wie im Landtag ſo auch hier, jedes Geſetz
dazu, Zwietracht im Volke zu ſäen und das Große zu zerſtören,
was die Veteranen zuſammen mit den Hohenzollern geſchaffen
haben. Für einen Ehrenſold aus ſozialdemokratiſchen Händen
würden ſich die Veteranen bedanken. Bravo rechts.)

Abg. Cuno (Vpt.): Auf die Kriegervereinsrede des Vor
redners einzugehen, lohnt nicht. (Sehr gutl links.)

Die Geſtaltung, die das Geſetz erhalten hat, läßt es ſehr
zweifelhaft erſcheinen, ob es 20 Millionen einbringen wird. Um
ſo weniger iſt es geboten, das Reich gegenüber den Gemeinden
zu bevorzugen und deshalb habe ich meinen Antrag geſtellt.
Den ſozialdemokratiſchen Antrag, 6 Millionen für die Vete-
ranen zu verwenden, halte ich für eine Verbeſſerung des Ge-
ſetzes und werde dafür ſtimmen.

Abg. Dr. Arendt (Rpt.) Die Erträgniſſe der Steuer ſindſchon durch die bisher angenommenen Abſchwächungsanträge

ſehr heruntergedrückt. Aus dieſem Grunde darf der Anteil der
Bundesſtaaten nicht weiter verkürzt werden. Redner beklagt
die Verwirrung und Unüberſichtlichkeit der Be handlungen
man ſtehe bereits in der zweiten Woche der zweiten Leſung
Htkt. und Sehr richtigl!) und wendet ſich dann gegen den

ſozialdemokratiſchen Antrag. Redner klagt über die langen
Reden der anderen Abgeordneten und hält ſodann eine lange
Rede über die Gefährdung des Eigentums durch die Beſteue-
rung. Er für ſeine Perſon werde gegen alle Abänderungs-
anträge ſtimmen.

Abg. Böhle (Soz.): Unſer Antrag iſt das einzige Mittel,
den Veteranen wirklich etwas anderes als bloße Worte zu
bieten. (Sehr wahrl b. d. Soz.)

Das Zentrum hat bei der ganzen Beratung, namentlich bei
eine ausgeſprochen ſtädtefeindliche Haltung eingenommen.

(Sehr wahr! links.) Wir werden allen Anträgen zuſtimmen,
die den Gemeinden einen größeren Spielraum einräumen, denn
nach wie vor wünſchen wir eine ſolche Wertzuwachsſteuer, die
den Gemeinden den größten Teil des Ertrages überläßt. (Sehr
richtig! b. d. Soz.)

Herrn Feldmanns Rede gehörte nicht hierher, ſie war nicht
zur Sache gehalten, ſondern eine reine Kriegervereinsrede. Er
meinte, von uns Sozialdemokraten wollen die Veteranen nichts
annehmen. Herrn Feldmann kann ich beruhigen. Die Vete-
ranen nehmen unſere Hilfe gern in Anſpruch, um ihre paar
Pfennige zu erhalten. Denn ſie wiſſen, daß wir uns ernſthaft
Mühe für ſie geben, während es bei Herrn Feldmann undſeinen Freunden ſehr fraglich iſt. Sede richtigl b. d. Soz.)
Die Rechte will ſich ja immer von den Steuern drücken und ſie
iſt auch ſchuld daran, daß die Veteranen noch immer nicht zu
ihrem Recht gekommen ſind.

Mit Leichtigkeit hätte das Geſetz ſo geſtaltet werden können,
daß nicht 6, ſondern 10 Millionen für die Veteranen heraus-
ſpringen. Sie werden es aber zuwege bringen, daß für die
Veteranen gar nichts übrig bleibt. (Sehr richtigl! b. d. Soz.)

Abg. Giesberts (Zentr.) beklagt die große Steuer
belaſtung der Jnduſtrieſtädte. Jhnen wolle der Antrag Weber
gerecht werden, daher unterſtütze er ihn.

Abg. Erzberger (Zentr.) bekämpft den ſogzialdemokra-
tiſchen Antrag. Man ſolle keine Zweckſteuern machen, auch
könne man nicht dauernd den Veteranen 6 Millionen zuweiſen,
da ſie ja mit der Zeit ausſterben.

Abg. Dr. von Savigny (Zentr.) tritt für Streichung des
S 49a ein. Es ſei nicht angängig, die Gemeinden zu berech-
tigen, irgendwelche Aenderungen an einer Reichsſteuer vorzu
nehmen.

Abg. Raab (Wirtſch. Vgg.): Es iſt eine Legende, daß die
Abſchwächungsanträge von der Rechten ausgegangen ſeien. Der
Abg. Cuno hat ſich daran redlich beteiligt. Ein Reichsgeſetz iſt
ſchon deshalb nötig, weil nur knapp 500 Gemeinden eine Zu-
wachsſteuer durchſetzen konnten. Dieſen 500 beſchränken wir
allerdings etwas die Bewegungsfreiheit. Dafür aber bringen
wir den Tauſenden von anderen Gemeinden etwas.

Der ſozialdemokratiſche Antrag für die Veteranen iſt nur eine
Dekoration, ſie wollen damit ihre Ablehnung der ganzen Steuer
begründen, ſie ſtimmen ja gegen jede Steuer. Selbſt gegen die
Schaumweinſteuer haben ſie geſtimmt, die heute 15 Millionen
einbringt. Beifall rechts.)

Abg. Leber (Soz.): Herr Raab weiß ganz genau, warum
wir gegen die Schaumweinſteuer geſtimmt haben. Aber er hätte
uns hier auseinanderſetzen ſollen, aus welchen Gründen er
gegen die Erbſchaftsſteuer geſtimmt hat. (Sehr richtigl b. d.
Soz. Unruhe rechts.)

Der Staatsſekretär meinte, das Reich dürfe nicht nur ſo im
Vorbeigehen bedacht werden. d Wirklichkeit liegt es aber ſo,
daß viele kleine Gemeinden dieſe Steuer eingeführt haben, weil
ſie das Geld notwendig brauchten, und nun ſoll ihnen die Hälfte
des bisherigen Ertrags genommen werden. Deshalb haben
wir unſeren Antrag geſtellt. Der Abg. Erzberger ſprach von
den Terrainſpekulationen vieler Gemeinden. o wir Sozial
demokraten Einfluß haben, iſt das nicht der Fall.

Den Veteranen wird durch unſeren Antrag eine
gewährt, ich bitte Sie, ihn anzunehmen. (Bravol b. d. Soz.

Nach einigen weiteren Bemerkungen des Unterſtaatsſekretärs
Kühn und des Abg. Cuno (Vpt.) wird die Debatte ge
ſchloſſen.

Die Anträge auf eine andere Verteilung des Steuerertrags
werden abgelehnt, und 8 49 wird mit einigen redaktionellen
Aenderungen angenommen.

F. Da wird in der vom Zentrum beantragten Faſſung mit
dem Zuſatz der Konſervativen (Reichsſteuer und Zuſchlag zu
ſammen dürfen nicht über 30 Prozent der Wertſteigerung be
tragen) angenommen.

Die 88 49h und 50 werden mit einigen redaktionellen Aende-
rungen angenommen.

Das Haus vertagt ſich auf Mittwoch 1 Uhr (Weiter-
beratung, außerdem Reichsbeſteuerungsgeſetz und Fernſprech
gebührenordnung).

Präſident Graf SchwerinLöwitz erklärt, wenn die Tages
ordnung morgen nicht erledigt wird, beabſichtige er, eine Abend-
ſitzung anzuberaumen.

Schluß 614 Uhr.

Briefkaſten der Redaktion.
G. 104. Die Vorträge der Philoſophiſchen Geſellſchaft finden

ſtatt heute, 25. Januar, 30. Januar, 9. Februar, 16. Februar,
23. Februar und 2. März. Lokal iſt das Reſtaurant zur Tulpe.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 25. Januar 1911.

Der politiſche Vortragskurſus
nahm am Dienstag abend im Volkspark unter ſehr ſtarker
Beteiligung der Genoſſen und Genoſſinnen ſeinen Anfang,
ein Beweis dafür, daß der Bildungsausſchuß mit dieſer
Methode, politiſche Bildung zu verbreiten, den richtigen Weg
betreten hat. Erfreulicherweiſe hatten ſich nicht nur die Ge-
noſſen, ſondern auch die Genoſſinnen zahlreich eingefunden.
Sie alle bekundeten damit, daß ſie gewillt ſind, bei der kommen-
den Reichstagswahl als Kämpfer aufzutreten. Es kann alſo,
bleibt das Jntereſſe rege und finden ſich immer noch weitere
Teilnehmer zu dem Kurſus, den ſchwerſten Kämpfen für
Halle und den Saalkreis mit Zuverſicht entgegengeſehen werden.
Die vielen hundert Teilnehmer des Kurſus gaben aber nicht nur
ihren Drang nach politiſcher Bildung zu erkennen, ſie erhoben
durch ihr Erſcheinen ſtillen Proteſt gegen die Maßnahmen des
Halleſchen Polizei, die die Aufklärung der Arbeiterſchaft ver-
hindern möchte. Nach dieſem erſten Abend werden ſich die Poli-
zeioberen, denen ja wohl die zwei „Ueberwachenden“ des Vor
trages eingehend Bericht erſtatten müſſen, ſelbſt ſagen, daß die
Vereitelung der Verſammlungstätigkeit des Sozialdemokra-
tiſchen Vereins nicht nur eine überflüſſige, ſondern auch in
ihrem Sinne ſchädliche Maßregel darſtellt. Der geſtrige Vor-
trag war viel ſtärker beſucht, als es die Mitgliederberſamm-
lungen durchſchnittlich zu ſein pflegen.

Jnfolge eines Defektes an der Lichtmaſchine des Volksparks
konnte geſtern nicht ganz pünktlich begonnen werden. Der
Bildungsausſchuß läßt aber heute ſchon darauf hinweiſen, daß
die weiteren Vorträgeganz pünktlich um 129 Uhr
beginnen werden. Einleitend wies Genoſſe Hennig auf
den beſonderen Zweck der Veranſtaltung hin. Der Bildungs-
ausſchuß glaubte im Jntereſſe aller zu handeln, wenn er von
den bisher veranſtalteten kleineren Kurſen diesmal Abſtand
nahm. Da der Wahlkampf immer näher heranrückt, iſt es nötig,
daß die Mehrheit der tätigen Parteigenoſſen mit dem Kern der
Lehren des Sozialismus näher bekannt gemacht wird. Das
nähere Eindringen in den Gegenſtand wird nachher ſich aus
weiterem Studium des Einzelnen ergeben, da naturgemäß vor
ſo großem Zuhörerkreiſe nicht ſpezialiſiertes Wiſſen geboten
werden kann.

Genoſſe Borchardt wird die erſten drei Vorträge halten,
in denen das Weſen des Sozialismus, die Theorie, klargelegt
wird. Den vierten Vortrag hält Genoſſe Hennig, der unſere
Forderungen im Verfaſſungsweſen uſw. zu zergliedern haben
wird. Dann ſoll Genoſſe Landtagsabgeordneter Liebknecht
über das Weſen des Militarismus in einem Vortrage reden.
Dahinter kommt Genoſſe Reichstagsabgeordneter Scheide-
mann über das Finanzweſen und die Steuerfragen zu Worte,
nach ihm Genoſſe Kleeis über die Sozialgeſetzgebung und die
Forderungen der Arbeiterklaſſe dazu. Endlich wird am achten
Abend Genoſſe Reichtstagsabgeordneter Geyer die Grundſätze
der parlamentariſchen Taktit behandeln. Sollte es aber der
Wunſch der Verſammlung ſein, daß noch näher auf den Gegen-
ſtand eingegangen werde, dann hat ſie das Beſchlußrecht dazu.
Es werden den Teilnehmern des Bildungskurſes Angaben über
die zum Weiterſtudium nötige Literatur gegeben, deren Be-
nutzung dringend empfohlen wird. Ueber die theoretiſch grund-
legenden Vorträge ſoll in der Preſſe nicht eingehend referiert
werden; vielmehr gedenkt die Redaktion, den gleichen Gegen-
ſtand ſpäter in einer Artikelſerie zu behandeln.

Sodann erhielt Genoſſe Borchardt das Wort zu ſeinem
erſten Vortrage über Die ökonomiſchen Grundlagen
des wiſſenſchaftlichen Sozialismus, der ſich
gliederte in a) die ſozialen Zuſtände der Gegenwart, b) die
Urſachen dieſer Zuſtände, c) das Weſen der kagpitaliſtiſchen
Produktion. Jn ſeiner Weiſe wußte der Vortragende ſich mit
den vom Philiſtertum aufgebrachten Schlagworten von der
Unzufriedenheit und Begehrlichkeit der Axbeiter abzufinden
Als Antwort darauf erklärte er, daß unter Aen Arbeitern aller-
dings Unzufriedenheit und. Begehrlichkeit herrſcht. Und in
der Folge belegte Genoſſe Borchardt mit einer Fülle von
Material, daß die Arbeiter ja gar nicht anderes können, als
begehrlich und unzufrieden zu ſein. Nach Erörterung der
Lohnverhältniſſe der deutſchen Arbeiterſchaft ging der Redner
auf den Gegenſatz der Lebensbedingungen bei den beſitzenden
und beſitzloſen Klaſſen ein, deſſen Vorhandenſein er aus den
Werken bürgerlicher Schriftſteller nachwies. Außerordentlich
intereſſant war die Beſprechung des Schickſals einer Broſchüre
vom Pfarrer Köhler, die zu konſervativen Agitationszwecken
verfaßt, jedoch von der konſervativen Tagespreſſe totgeſchwiegen
wurde, weil ſie über die Verhältniſſe der deutſchen Land-
arbeiter die Wahrheit ſagt. Nämlich die, daß dieſe nicht ein
mal das Allernotwendigſte zum Satteſſen haben. Und eine
andere konſervative Autorität ließ er nachweiſen, daß das länd
liche Wohnungselend noch die Nahrungsnot überſteigt. Jm
Anſchluß daran behandelte der Redner das Leben des Arbeiters
bei der Arbeit ſelbſt, dem er packenden Ausdruck durch Ver
leſung eines Zitats aus dem Zolaſchen Roman Arbeit verlieh.
Uebergehend auf die Behandlung der Urſachen dieſer ſchlimmen
Zuſtände kam Genoſſe Borchardt auf den kraſſen Gegenſatz in
der ſozialen Anſchauung beim Bürgertum und dem Prole-
tariat zu ſprechen. Eingehend wurde die Anſicht von der
Schuld des „böſen Willens“ an dieſen Zuſtänden widerlegt.
Damit zugleich auch die Anſchauung, daß des Menſchen Wille
ſein Schickſal ſelbſt geſtalten könne. Die Sozialdemokratie iſt
dazu gekommen, ſtatt des menſchlichen Willens die Zuſtände
für das menſchliche Einzelſchickſal verantwortlich zu machen.
Dadurch, daß in der kapitaliſtiſchen Produktionsepoche nicht
produziert wird, um Bedürfniſſe zu befriedigen, ſondern um
Profit zu erzeugen, iſt das Elend der Arbeiter entſtanden.
Das Weſen der kapitaliſtiſchen Produktion näher ſtkizzierend,
ſchilderte der Redner die Stellung der Maſchine darin, die in
der kapitaliſtiſchen Epoche der Arbeiterſchaft nicht zum Segen,
ſondern zum Fluch geworden iſt, wie an dem en der
Frauen und Kinderarbeit, der unmäßigen ängerung der
Arbeitszeit, der Jntenſitätsſteigerung der Axrdelt uſw. zu er
kennen iſt.

Lebhafter Beifall knüpfte ſich an den Schluß der Aus
führungen. Zum tieferen Eindringen in den vom Genoſſen
Borchardt naturgemäß nur in den Grundzügen behandelten
Gegenſtand wird folgende Literatur ſchon heute zur Benutzung
empfohlen: 1. Protokoll vom Erfurter Parteitage 1891, Rede
Liebknechts S. 323-357; 2. Das Arbeiterprogramm von
Laſſalle; 3. Borchardt, Grundbegriff der Wirtſchaftslehre;
4. Das Kommuniſtiſche Manifeſt; 5. Kautsky, Erfurter Pro
gramm; 6. Engels, Die Entwicklung des Sozialismus von der
Utopie zur Wiſſenſchaft; 7. Kautsky, Der Weg zur Macht.

Die öffentliche Gewerkſchaftsverſammlung,
die am 23. Januar im Volkspark ſtattfand, beſchäftigte ſich zu
nächſt mit der Tätigkeit des Arbeiterſekretariats im Jahre
1010. Den Bericht hierüber erſtattete Arbeiterſekretär Gül
denberg. Die Jnanſpruchnahme des Jnſtituts iſt erheblich
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gewachſen. Gegenüber dem Vorjahr 1009 ſtieg die Zahl der
Veſucher um 2189 auf 10624, die Zahl der Auskünfte um 2825
auf 10927. Der ſchriftliche Verkehr weiſt 945 Eingänge und
3824 Ausgänge auf. Die für die Rechtſuchenden angefertigten
Schriftſätze und brieflichen Auskünfte ſind von 2776 auf 3631,
alſo um 855 geſtiegen. Der größte Teil der angeferligten
Schriftſätze entfällt mit 649 wieder auf die Arbeiterverſiche
rung. Eine perſönliche Vertretung der Rechtſuchenden vor den
Gerichten fand in 20 Streitfällen mit 46 Terminen ſtatt. Red
ner beleuchtete ſodann eine Reihe von einzelnen Streitfällen.
Hierbei hob er hervor, daß auch manche Sache mit den Orts-
krankenkaſſen zu erledigen war, die vielleicht von dieſen hätte
vermieden werden können. Durch die Anſtellung des weiteren
Sekretärs ſei das Jnſtitut noch mehr wie ſeither ſeinen Auf-
gaben der Arbeiterſchaft gegenüber gerecht geworden. Hier-
auf erſtattete Genoſſe Schnabel den Bericht der Aufſichts-
kommiſſicn. Sie habe wenig Arbeit gehabt, weshalb nur drei
Sitzungen notwendig geweſen ſeien. Mit den Sekretären ſeien
feſte Verträge abgeſchloſſen worden. Jrgendwelche Beſchwer-
den gegen die Angeſtelllen ſeien nicht eingegangen. Einer von
der vorjährigen gleichen Gewerkſchaftsverſammlung gegebe-
nen Anregung auf Abänderung des Regulativs des Sekreta-
rits ſei nicht nähergetreten worden. Nunmehr gab Genoſſe
Kleeis den Kaſſenbericht. Er bezeichnete denſelben als gün-
ſtig. was auf die Fortſchritte der Gewerkſchaftsbewegung zu
rückzuführen ſei. Vom Vorjahr 1999 auf 1910 ſei die Zahl der
gewerkſchaftlich organiſierten und dem Gewerkſchaftskartell
Halle angeſchloſſenen Perſonen von 13 583 auf 16001 geſtie-
gen. Die Zahl der organiſierten weiblichen Perſonen ſtieg
allein von 389 auf annähernd 1000. An dieſem Wachstum ſind
hauptſächlich die großen zentraliſierten Verbände beteiligt.
Einige kleine Gewerkſchaſten haben ſogar eine geringe Mit-
gliederabnahme zu verzeichnen. Die von den Gewertſchafts-
organiſationen an Kartell und Sekretariat abgeführten Bei-
träge ſtiegen von 9533,68 Mk. im Jahre 1909 auf 10 813,16 Mk.
im Jahre 1910. Die Sekretariatskaſſe hatte eine Einnahme
von 11 988,08 Mk. und eine Ausgabe von 7420,09 Mk. Alles
Nähere enthalte der noch erſcheinende gedruckte Bericht. Jm
Anſchluß an dieſe Ausführungen erſtattete Genoſſe Leo-
pold den Bericht der Reviſoren der Sekretariatskaſſe, die
alles in Ordnung gefunden haben.
Kaſſierer Entlaſtung erteilt.

Die Diskuſſion war eine lebhafte. Mehrfach wurde die An-
regung laut, die Berichterſtattung über das Sekretariat in Zu
kunft in der Kartellver ſammlung vorzunehmen, dem wurde
zugeſtimmt. Weiter wurde beſchloſſen, die Sekretariatskom-
miſſion heute zum letztenmal zu wählen. Sie ſoll mit dem
Kartellvorſtand Vorſchläge ausarbeiten über eine Verein-
fachung der Organiſation. Hierauf wurde die ſeitherige Auf-
ſichtskommiſſion einſtimmig wiedergewählt. An Stelle des
aus geſchiedenen Genoſſen Markert wurde Genoſſe Töpfer
Starke gewählt. Eine weitere Anregung betr. der Gehälter
wurde der Kommiſſion überwieſen. Damit hatte die Ver-
ſammlung ihr Ende erreicht.

Daraufhin wurde dem

Treu zu Kaiſer und Reich
halten bekanntlich nach Angabe der ſehr glaubwürdigen „natio-
nalen“ Preſſe die Unterbeamten. Auf ſie, die nach der famoſen
Logik jener Reptile „ſtaatserhaltend“ ſein müſſen, weil ſie im
Dienſte des Staates ſtehen, ſetzt die blauſchwarze Sippe ihre
Hoffnung. Zwar hat ſie bei ihrer Steuermacherei auch ihnen
das Fell über die Ohren gezogen, zwar werden auch ſie durch
die ſkandalöſe preußiſche Wahlentrechtung getroffen, zwar
müſſen ſie bei den ſogenannten Gehaltsregulierungen faſt
immer zuſchauen, wie die beſſer begahlten Beamten oberer oder
auch mittlerer Güte das Fett von der Suppe ſchöpfen, aber das
macht nichts. Dafür werden ſie im Kriegerverein oder in
ſonſtigen „nationalen“ Zirkeln als „Herr Kamerad“ angeredet
und bei Wahlen drückt der Herr Direktor oder der Herr Rat
ihnen allen die Hand, indem er hofft, daß ſie getreu ihrem
Dienſteid uſw. „ihre Schuldigkeit tun“ werden. Und wenn
„Kaiſersgeburtstag“ heranrückt, dann bekommen ſie mit auto-
matiſcher Regelmäßigkeit die Rede zu hören, worin es heißt,
daß wir doch ein „Volk von Brüdern“ ſeien. Schade nur, daß
„Bruder Unterbeamter“ weniger und weniger jenen Verſiche-
rungen glaubt und ebenſo wie die anderen Staatsbürger mit
proletariſcher Lebensführung ſtatt der Worte endlich Taten
ſehen will.

Gerade zu einem in den nächſten Tagen mit dem nötigen
patriotiſchen Radau vor ſich gehenden „Feſte aller guten Deut-
ſchen kommt ein Brief recht, der uns aus Unterbeamtenkreiſen
zugegangen iſt. Er lautet nach Fortlaſſung einer kurzen Ein
leitung:

„Sie glauben gar nicht, wie wir Unterbeamten uns gefreut
haben, daß Sie wieder gegen das Wahlrecht vorgehen. Es iſt
bei uns ſo ein Aufpaſſen und Beobachten von oben herab. Bei
den ganzen Gehaltsaufbeſſerungen ſind wir doch ſo ſchlecht
weggekommen. Das wiſſen die wohl oben und da wird auf-
gepaßt, ob ſich einer vermauliert. Wir halten treu zu Jhnen,
wenn wir auch nicht öffentlich dies machen können. Berufen
Sie doch zum 27. d. eine Verſammlung ein. Da können Sie
den beſſeren Herren aber ein Schnippchen ſchlagen. Ei ja, die
Herren gehen zur Tafel und zur Parade! Kein Menſch von
den Arbeitern müßte zu dieſer militäriſchen Vorſtellung
gehen, aber leider ſieht man ſo viel Arbeiter. Auch die Töchter
müßten nicht zum Militärball gehen. Rufen Sie eine Ver
ſammlung ein um 12 Uhr zum 27. Das gibt Spaß, da kommt
auch die Polizeiverwaltung in Druck, denn der Herr Ober-
Jnſpektor als Hauptmann und der Herr von Doſſow können
ſich da nicht als Offiziere zeigen

Wir glauben, daß der Brief ein zuverläſſigeres Spiegelbild
der Stimmung in Unterbeamtenkreiſen bietet, als die hoch
trabenden Schilderungen der bürgerlichen Preſſe von der „un
wandelbaren Königstreue“ dortſelbſt. Mancher Arbeiter könnle
von dem briefſchreibenden Unterbeamten noch lernen. Denn es
iſt nur zu wahr, daß nicht nur Arbeiterkinder bei Paraden und
ähnlichen Theaterſpielereien die verachtete Staffage bilden,
ſondern auch Arbeiterfrauen und ſelbſt Arbeiter finden ſich ver-
hältnismäßig viel zu zahlreich ein. An der Befriedigung der
bloßen unwürdigen Schauluſt ſollte ihnen aber nicht ſoviel
liegen, daß ſie darüber vergeſſen, wie gerade ihrer Klaſſe das
Recht auf die Straße vorenthalten wird. Patriotiſches Schau
gepränge darf die Straßen ſtundenlang dem Verkehr entziehen,
aber Arbeiterdemonſtrationen dürfen das beileibe nicht knappe
Minuten, ja ſie dürfen ſich auf der Straße nicht einmal zeigen.
Das ſollte jedem anſtändigen Arbeiter die Teilnahme an den
Veranſtaltungen ſeiner erbitterteſten Gegner verleiden. Die
von dem Briefſchreiber gewünſchte Verſammlung wird zwar
nicht einberufen werden. Wir erwarten aber, daß auch ohnedem
der Ruf des Unterbeamten Gehör findet und daß kein der Ar
beiterklaſſe Angehöriger ohne Not an dem bhzantiniſchen
Rummel teilnimmt.

der Fleiſchpreis Notierungskommiſſion am ſtädtiſchenBe d lhhefe wurden am Montag, den 23. Januar
folgende Fleiſchpreiſe feſtgeſtellt: Es wurden bezahltl ne heit ſir Baſen: Höchſter Preis 70

ſ

berichtet.

niedrigſter Preis 66, häufigſter Preis 69 Mk. für Bullen: h ßer J
eis 70, niedrigſter Preis 65, häufigſter Preis 68 Mk. für

öchſter Preis 68, niedrigſter Preis 54 Mk. für Saugfkälber:W Preis 85, niedrigſter Preis 80, häufigſter Preis 82 Mk.
für Lämmer und Maſthammel: Höchſter Preis 72 Mk. für Schafe:
Höchſter Preis 63, niedrigſter Preis 55, häufigſter Preis 62 Mk.
für Schweine: Höchſter Preis 65, niedrigſter Preis 60, häufigſter
Preis 63 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf
50 kg Schlacht gewicht. (Gewogen und bezahlt werden nur die
beiden Körperhälften, einſchließlich des Schmeres unter unent-

Zugabe des ſogenannten Krames: Geſchlinge, Magen,
arm, Mittel und Blut.)

Stadttheater. Donnerstag zum letzten Male Martha. Gaſt
ſpiel des Herrn Edward von Neuem Stadttheater in Bochum als
Lyonel auf Engagement. Herr Edward bewirbt ſich um die durch
das Ausſcheiden des Herrn Göbel frei werdende Stellung eines
1. lyriſchen Opern- und Operetientenors. Auf die Freitag nach-
mittag 3 Uhr ſtattfindende Schülervorſtellung von Zopf und
Schwert bei kleinen Schülerpreiſen ſei nochmals beſonders auf
merkſam gemacht und erwähnt, daß die Billetts nicht nur für
Schüler, ſondern auch für Erwachſene Gültigteit haben. Frei-
tag abend JubelOuvertüre von C. M. v. Weber, hierauf zum
dritten Male Königskinder, die neue erfolgreiche Oper von
Engelbert Humperdinck, Sonnabend zum unbedingt letzten
Male Shakeſpeares Der Kaufmann von Venedig mit Herrn
Sieg als Shylock. Schülerkarten ſind an der Tages- und
Abendkaſſe erhältlich. Sonntag nachmittag Fremdenvorſte!-
lung PMignon, abends Einakterabend: Cavalleriag ruſticanag,
hierauf Sonne und Erde, zum Schluß Brüderlein fein. Die
nächſte Aufführung der Operette Der Graf von Luxemburg
findet am Montag, den 30. Januar cr. ſtatt. Jn Vorbereitung:
Die törichte Jungfrau, Schauſpiel in 4 Akten von Henry Ba-
taille.

Es iſt gelungen, die ſächſiſche Kammerſängerin Frl. Eva von der
Oſten von der Dresdener Hoſoper zu einem einmaligen Gaſtſpiel
in ihrer beſten Partie der Carmen in Bizets gleichnamiger Oper
für Freitag, den 3. Februar, zu gewinnen. Fräulein von der
Oſten iſt in Halle von ihrem Auftreten im 1. Sinfonie-Kon-
zert, das ihr einen außergewöhnlichen Erſolg einbrachte, noch
in beſter Erinnerung. Der Kartenverkauf zu Gaſtſpielpreiſen
hat bereits begonnen, und ſind die Billetts zuzüglich Beſtell-
gebühr ſchon jetzt an der Tageslaſſe des Stadttheaters zu
haben. 1. Rang Loge: 5,10 Mk., 1. Rang Balkon und Or-
cheſter: 4,60 Mk., 1. Parkett: 4,10 Mk., 2. Parkett: 3,60 Mk.,
Parterre: 2,60 Mk., 2. Rang Vorderreihen: 2,10 Mk., 3. Rang:
1,55 Mk.

Walhalla- Theater. Auf beſonderen Wunſch vieler ſtändiger
Beſucher hat ſich die Direktion entſchloſſen, die vier großen und
überans luſtigen Schlager: Nachtarbeit, Unmoraliſche Wohnung,
Verbotene Frucht und Los Nr. 33 bis zum Schluß des Gaſtſpiels
aufs Repertoir zu ſetzen.

Apollo- Theater. Am 1. Februar beginnt das bekannte
Theater Joh. Claſſen ein 4wöchentliches Gaſtſpiel. Das Enſemble
bringt auch diesmal, wie bei ſeinem letzten Gaſtſpiel vor zwei
Jahren, eine Reihe neuer Schlager mit. Als erſte Novität ge
langt der 3aktige Schwank Mein Bruder das 'n Luder zur Auf-
führung. Der große Erfolg, den das derzeitige Programm vom
erſten Tage an erzielte, hält noch unvermindert an. Selten auch
iſt wohl hier ein Spielplan geboten worden, der Attraktionen, wie
die Chung Ling Hee-Truppe, Leonhardy Haskel mit ſeinem
Enſenible, William Schüff uſw. in ſich vereinigte. Heute,
Mittwoch, den 25. Januar, gelangt Die Venus von Milo zum
letzten Male zur Aufführung. Donnerstag, den 26. Januagr, findet
die Erſtaufſührung des größten Schlagers aus dem Repertoire
Leonhardy Haskels: Der Muſterpapa, ſtatt.

Agrariſche Verdienfte. Eine agrariſche Größe des Saal-
kreiſes, Kreisdeputierter Dr. Neubauer, hat das Rittergut Kroſigk
an den Rittergutsbeſitzer Dippe in Morl verkauft. Das Gut koſtet
die Kleinigkeit von 1650000 Mk., wie die hieſige bürgerliche Preſſe

Wie hoch der Wertzuwachs ſich beläuft, wird nicht
geſagt.

Der Bäckermeiſter Emil Bloßfeld, Merſeburgerſtraße, will,
wie er uns mitteilt, mit der Brotlieferung an die Herbſtſchen
Arbeitswilligen nichts zu tun gehabt haben. Wir geben dieſe
Mitteilung, die wir nicht mehr Rachprüfen können, mit Vorbehalt
wieder.

Stubenbrand. Ein kleiner Stubenbrand entſtand geſtern
nachmittag in einer Parterrewohnung des Hauſes Kapellengaſſe 7.
An den Ofen zum Trocknen aufgehängte Wäſcheſtücke waren in
Brand geraten und die Flammen drohten das Mobiliar und die
Stubendecke zu ergreifen, wurden jedoch noch rechtzeitig bemerkt
und durch die herbeigeeilte Feuerwehr mittels einigen Eimern
Waſſer erſtickt.

Gefährliches Spielzeug. Am Dienstag nachmittag 4 Uhr
ſpielten etliche mit Bambusſtöcken bewaffnete Knaben in der
Kl. Brauhausſtraße „Jndianer“. Dabei wurde der Sohn des
Schloſſers Urban in das rechte Auge getroffen und mußte erheblich
verletzt zu ſeinen Eltern getragen werden.

Lebensmüde. Am Montag abend ſprang ein Schuhmacher-
meiſter von hier, nachdem er vorher ſich die Pulsader der linken
Hand zu durchſchneiden verſucht hatte, in der Nähe der Kröllwitzer-
brücke in die Saale, wurde jedoch von vorüberkommenden Paſſanten
gerettet. Man brachte ihn zur Polizeiwache und von hier durch
den Krankenwagen nach ſeiner Wohnung.

en

RNadewell. Gemeindevertreterſitzung am 23. Januar.
Die Straßenbeleuchtung iſt fertig und wurde bei der Beſichtigung
bis auf einige kleine Aenderungen als befriedigend befunden. Der
Fahrdamm in der Talſtraße iſt auf 6 Meter feſtgeſetzt worden,
auf der einen Seite wird Hochbord angebracht. Von den An-
ſchließern an den Kanal werden 4 Prozent des Gebäude- Nutzungs
wertes erhoben. Ein Antrag unſerer Genoſſen, ein Drittel der
Verzinſung und Amortiſation aus allgemeinen Mitteln zu decken,
weil der Kanal auch die Straßenwäſſer mit aufnimmt, wurde ab
gelehnt. Der Arbeiter Korth iſt verſchwunden und hat ſeine
Kinder der Gemeinde überlaſſen. Sie ſollen, wenn irgend mög-
lich, hier untergebracht werden. Jn der früheren Kiesgrube an
der Hauptſtraße will jemand eine Bauſtelle kaufen, der Preis
wurde auf 2 Mk. pro Quadratmeter feſtgeſetzt. Gegen die Roh-
pappenfabrik ſoll, da ſie ihren Verpflichtungen hinſichtlich der
Kanalgebühren noch nicht nachgekommen iſt, Privatklage ange-
ſtrengt werden.

Löbejün. Er hebliche Strafe wegen Beleidi-
ung. Am 13. Auguſt vorigen Jahres ſah der Flurhüter
tolberg in Löbejün auf einem Dienſtwege durch die Feldflur

den 17jährigen Arbeiter Paul Häring über fremde Ackerſtücke
nach dem Felde ſeines Vaters laufen. Er ging ihm nach und
entdeckte in dem den pflügenden Kühen vorgeworfenen Klee-
futter ein Bund Haferſtroh, das er für geſtohlen hielt. Zwi-
ſchen beiden entſpann ſich deshalb ein Wortwechſel, in den ſich
Härings Vater, der ſchon mehrſach vorbeſtrafte 50jährige
Fleiſcher Otto Häring, einmiſchte. Nach Behauptung desFlurhuters beleidigte der ältere Häring ihn durch grobe
Schimpfworte und bedrohte ihn mit erhobener Senſe. Häring
und ſein Sohn wollen dagegen vom Flurhüter zuerſt be-ſchimpft worden ſein. Das Schöffengericht in Löbejün fand
auf Grund des eidlichen Zeugniſſes des Flurhüters den älte
ren Häring der Beleidigung und des Widerſtandes gegen die
Staatsgewalt ſchuldig und verurteilte ihn deswegen zu vier
Wochen Gefängnis Seine Berufung gegen dieſe Strafe wurde
von der Straftfammer in Halle verworfen.

Döllnitz Erfolgreiche Berufung. Der
Hermann Knibbe in Döllnitz, früher in Beeſen, pries im
März und April vor. J. in verſchiedenen Zeitungen „veredelte
Roſen in den allerbeſten Prachtſorten“ an, 20 Stück zu 5 Mk.
Bei Beſtellungen ſollten die 5 Mk. ſofort mit eingeſandt werden.
Knibbe zog die Roſenſtöcke nicht ſelbſt, ſondern ließ ſie ſich von
andern Gärtnern liefern, durchſchnittlich 100 Stück für 12-13
Mark. Auf Feine Inſerate liefen ſehr viele Beſtellungen ein;

Gärtner

er will etwa 4000 Roſenſtöcke abgeſetzt haben. Die Empfänger
ſprachen ihra zum Teil brieflich ihre Befriedigung über diehunen zugegangene Sendung aus. Einer Anzahl Beſteller, etwa

20, vermochte er indes keine Roſen mehr zu liefern, ver
brauchte aber trotzdem die vorausgezahlten 5 Mk. bereits inſeiner Wirtſchaft und konnte ſie auf Verlangen nicht zurück

erſtatten. Die Geſchädigten ſtellten daher ſchließlich gegen ihn
Strafantrag wegen Betruges. Knibbe beſtritt lebhaft, bei ſeinen
Angeboten betrügeriſche Abſichten verfolgt zu haben. Das
Schöffengericht verurteilte ihn jedoch zu einem Monat Gefäng-
nis. Schon im Jahre 1907 war gegen Knibbe aus völlig
gleichem Anlaß ein Strafverfahren wegen Betruges eröffnet
worden. Es hatte das Ergebnis, daß das Schöffengericht ihn
t fand, die Strafkammer dagegen ihn freiſprach, da die

bſicht des Betruges nicht hinreichend erwieſen ſcheine. Auch
im jetzigen Falle hatte das Verfahren wiederum denſelben
merkwürdigen Verlauf. Auf Knibbes Berufung hob die Straf-
kammer in Halle die vom Schöffengericht verhängte Strafe auf
mit der Begründung, Knibbes Geſchäftsverfahren erſcheine zwar
nicht unbedenklich, das Berufungsgericht halte aber nicht für
erwieſen, daß er von vornherein die Abſicht gehabt habe, die
Beſteller eventuell zu ſchädigen. Der Vorſitzende gab aber
Knibbe den Rat, in Zukunft ſo bedenkliche Manöver lieber zu
unterlaſſen und die bisher Geſchädigten baldigſt zufriedenzu-
ſtellen.

Wallwitz. Prügelei aus Eiferſucht. Jn der Nacht
zum 4. Juli v. J. wurde ein Geſchirrführer aus Wallwitz auf
dem Heimwege von einem Tanzvergnügen im Roken Haus von
mehreren jungen Burſchen überfallen und mißhandelt. Er be-
fand ſich in Geſellſchaft mehrerer Mädchen und wurde aus
Eiferſucht verfolgt, weil die Schönen die Heimbegleitung der
anderen abgelehnt hatten. Er erhielt einen Schlag über den
Kopf, ſo daß er niederſtürzte. Auch im Liegen bekam er noch
mehrere Schläge und hörte den Drohruf: „Jch ſchlage Dich tot!“
Die Angreifer blieben, bis auf einen, unerkannt. Dieſer eine
ſoll nach Anſicht des Mißhandelten und der Mädchen der 19-
jährige Kernmacher Otto Putzing aus Teicha geweſen ſein. Er
beſtreitet aber energiſch ſeine Beteiligung an der Schlägerei.
Das Schöffſengericht verurteilte ihn jedoch wegen gefährlicher
Körperverletzung zu 50 Mark Geldſtrafe Auch die Strafkammer
wies ihn mit ſeiner Berufung koſtenpflichtig ab unter dem
Hinweis, die Strafe ſei ſehr milde.

Aus den Nachbarkreilen.
Ein ziemlich kräftiger Nafenſtüber

iſt der durch ihre Schneidigkeit berühmt gewordenen Polizei
verwaltung in Naumburg und auch dem Oberpräſidenten
der Provinz Sachſen durch ein geſtern gefälltes Urteil des Ober
verwaltungsgerichts verſetzt worden.

Am 12. Juni 1910 ſollte in Naumburg aus Anlaß des Ge
werkſchaftsfeſtes ein öffentlicher Aufzug ſtattfinden. Genoſſe
Burgau vom Gewertſchaftskartell ſuchte die Genehmigung nach
und teilte zugleich mit, daß etwa 300 Perſonen teilnehmen würden.
Ein Muſikkorps werde vorausgehen. Ordner würden den Zug
begleiten. Eine politiſche Demonſtration werde nicht damit ver
bunden ſein.

Die Polizeiverwaltung verſagte die Genehmigung,
weil die öffentliche Sicherheit gefährdet ſei. Am ſelben
Tage würde ein Sportwettſpiel in Naumburg ſtattfinden. Der
Verkehr auf den Straßen würde ein ſehr umfangreicher werden,
ſo daß es infolge des Umzuges zu Störungen der Sicherheit
kommen könne.

Die Beſchwerde Burgaus wurde abgewieſen aus den
Gründen der Polizeiverwaltung, nur daß jetzt geſagt wurde, der
Verband alter Turner in Thüringen ſei an dem Tage in Naum
burg uſw.

Nachdem die weitere Beſchwerde beim Oberpräſidenten ebenfalls

verworfen worden war, klagte B. beim Oberverwaltungs-
gericht. Er machte hier geltend: Die öffentliche Sicherheit hätte
unmöglich durch den beabſichtigten Umzug der dem Kartell an
geſchloſſenen Gewerkſchaften gefährdet werden können. Er habe
an jenem Tage mehrere Perſonen durch die Straßen geſchickt, um
zu ſehen, wie es denn mit dem Verkehr ſei. Da ſei dann feſtgeſtellt

worden, wofür er Zeugen benenne, daß nirgends das Straßen
bild verändert geweſen ſei durch die Anweſenheit der
alten Turnerſchaft. Schließlich habe er dann noch feſtgeſtellt,
daß zu der Zeit, wo der Umzug hätte ſtattfinden ſollen, 150 alte
Herren der Turnerſchaft gerade geſpeiſt hatten. Mit Damen
könnten es alſo höchſtens 300 Perſonen geweſen ſein, die in Frage
kamen. Und die ließen es ſich zu der Zeit bei Speiſe und Trank
wohl ſeien. Aber ſelbſt wenn ſie ſich während des Umzugs unter
wegs befunden haben würden, wäre eine Kolliſion mit den
Gewerkſchaftlern ganz ausgeſchloſſen geweſen. Hinzukomme, daß
Naumburg eine ſehr ausgedehnte Stadt mit einer, im Verhältnis
zu ſeiner Ausdehnung, ſehr dünnen Bevölkerung ſei.

Das Oberverwaltungsgericht ſetzte den Beſchwerde-
beſcheid des Oberpräſidenten der Provinz Sachſen und die darin
aufrecht erhgltene Verbotsverfügung der Polizeiverwaltung außer
Kraft. Mit Rückſicht auf den Umfang des beabſichtigten Um
zuges und mit Rückſicht auf die Oertlichkeit habe leine Gefährdung
der öffentlichen Sicherheit angenommen werden können.

So ſehr den Naumburger Polizeimachthabern der erlittene
Reinfall zu gönnen iſt, ſo bleibt doch die beſchämende Tatſache
beſtehen, daß den vorzüglich organiſierten und diſziplinierten
Arbeitern ihr geplanter Feſtzug zunichte gemacht wurde, nur weil
ein paar Dutzend hochpatriotiſche alte Turner ſich in den Straßen
aufhalten könnten. Es wird aber durch dieſe Entſcheidung wieder
aufs neue gezeigt, welchen Zweck Beſchwerden gegen Polizei
organe haben der ganze Jnſtanzenweg, den dieſe paſſieren, läßt
die Erfolge ſchon vorher beſtimmen.

Merſeburg. Keine Steuererhöshung. Aus dem gegen
wärtig zur Einſicht der Wahlberechtigten ausliegenden Ent
wurf zum r ltsplan iſt zu en daß dieSteuerſchraube nicht ſchärfer n werden ſoll. Der
Magiſtrat hofft, mit den bisherigen S euerſätzen auszukommen,
obwohl die Schulen, das Krankenhaus, die Armen und Für
ſorgeeinrichtungen der Stadt erhebliche Mehraufwendungenerfordern. Die Steuerſätze des letzten Jahres: 170 Prozent ge

ſchläge zur Einkommenſteuer, 185 Prozent uſchläge zur Ge-
werbeſteuer, 200 Prozent der Grund und Gebäudeſteuer und
50 Prozent n ur Betriebsſteuer gelangen auch im neuen
Rechnungsjahre zur Erhebung.

Lützen. Jn der am 22. Januar ſtattgefundenen Demon
ſtratigus Verſammlung gegen das preußiſche Dreiklaſſen
wahl Unrecht ſprach Genoſſe t
200 Beſuchern. Eine dem Referat entſprechende Re
einſtimmig angenommen.

vor zirka
olution wurde

Delitzſch Aus Hunger in den Tod gegangen. Am
Montag mittag wurde im Geſtrüpp des Stadtvarkes ein Mann
erhängt in ſitzender Stellung aufgefunden. Der Tote war in
folge der herrſchenden Kälte vollſtändig erſtarrt. Es handelt
ſich nach dem bei ihm vorgefundenen Papieren um den 1867 inPrag geborenen Slkitenanee Viktor Hanuſchka. Dex Tote iſt



Prlett in Taucha aufhältlich geweſen. Er war ohne jede Ahlsdorf. Reichstreuer Freudenrauſch. Mit einem
Mittel. Außer den Papieren iſt nur ein Schlüſſelbund bei kräftigen „Bravo!“ bekräftigte das Eisleber Bergbötchen die Nach
ihm vorgefunden. Fürwahr, ein trauriges Kapitel aus richt, daß der Eisleber Arbeiterſchaft das angeblich größte Lokal
unſerem allerchriſtlichſten Gegenwartsſtaat! verloren gegangen ſei. Es K e alſo erſichtlich rückwärts mit den
Falkenberg. Groſchen heraus für n e Genoſſen im Mansfelder Lande. Der Streikrauſch ſei verflogen
Klimbim. Einige hieſige Herren haben einen großen Uebel- und der Katzenjammer habe begonnen. Nach dieſer ſtumpfſinnigen
ſtand beſeitigt. Unſer Ort war nämlich bisher noch in der Behauptung müßte der reichstreue Wagen ja wieder aus dem
traurigen Lage, keinen Gardeverein aufweiſen zu können. Sumpfe gezogen ſein. Wie weit es mit der vielgeprieſenen reichs-
Am letzten Sonnabend haben ſich nun einige von Patriotismus treuen Herrlichkeit beſtellt iſt, zeigte ſich ſo recht deutlich bei einem
übervolle Herren gefunden, um einen ſolchen Verein zu grün- in der Stadt Hamburg am 22. d. M. abgehaltenen Vergnügen.
den. Jm Liebenwerdaer Kreisblatt, das neulich ſo über die Leer und öde ſah es im Saale aus. Nichts war zu ſehen von den
Erpreſſung der erſparten Groſchen ſchimpfte, iſt zu leſen, daß echten reichstreuen Patriotismus, den die Mansfelder Knappen
ein „Kamerad“ Rich. Müller als erſter Vorſitzender gewählt angeblich noch beſitzen ſollen. Ein paar alte Männer und Frauen
wurde und daß ein „Kamerad“ Blöger ſich für das Zu- waren erſchienen, um den reichstreuen Klimbim zu verherrlichen.
ſtandekommen der Gründungsverſammlung ſehr bemüht hat. Die Jugend hatte ſich, was nur zu begrüßen iſt, von dieſem
Das Gründen von mordspatriotiſchen Klimbimvereinen iſt ja Klimbim fern gehalten. Und wir hoffen, daß auch in Zukunft
Leuten, die über die nötige Zeit zu ſolch überflüſſigen Dingen die Jugend ſich von ſolchen „Vergnügen“ fernhält. Denn die
rerfügen, nicht zu verargen. Daß ſich aber noch Arbeiter fin- Herrſchenden verſuchen immer mehr, die Jugend für ſich zu ge
den ſollten, die ſich auf dieſe Weiſe als Vorſpann der Reaktion ſ winnen, um ſie beſſer ausbeuten zu können. Die jungen Leute
benutzen ließen, in einer Zeit, wo die Rechte der Arbeiterſchaft müſſen ſich vielmehr daran gewöhnen, die Verſammlungen fleißig
immer mehr niedergedrückt werden ſollen, iſt kaum anzunehmen. zu beſuchen und in den Lokalen zu verkehren wo ſie ihre Jnter-
Gegen die Hergabe von erſparten Groſchen für Gardevereins- eſſen vertreten können. Ob das Bergbötchen über dieſes „glänzend
ſpielereien hat der Kreisblatt-Schmok natürlich nichts einzu verlaufene“ auch wieder einen geharniſchten Artikel bringen wird,

wenden. bleibt abzuwarten.Eilenburg. Schwindel, nichts als Schwindel. Die e mathieſigen Reichsverbandsdrahtzieher haben erſt kürzlich mit ihrem Weißenfels. Ein terroriſierender Rektor. Wie dem
plumven Verſuch, für den von der Sozialdemokratie geübten Zeitzer Volksboten gemeldet wird, ſoll der Rektor Sperling
Terrorismus einen „Beweis“ zu erbringen, kläglich Schiffbruch verſchiedenen Schulklaſſen angedroht haben, wer noch einmal bei
gelitten. Jetzt hat die Gefellſchaft zum Ueberſluß auch noch doku- Oelßner in der Fiſchgaſſe kaufe, bekomme tü chtige Schläg e.
mentiert, auf welche Art und in wie geſchmackvoller Weiſe die „Wir werden ſchon dafür ſorgen, daß dieſes Geſchäft wegkommt.
Schwindelrezepte in der Reichsverbandsküche zuſammengebraut Das Geſchäft, daß der Herr Rektor weghaben will, iſt unſere

t u rwerden. Dem Eindberufer der am Sonntag abgehaltenen Proteſt Parteibuchhandlung. Die Partei wird natürlich dafür ſorgen daß
verſammlung gegen die Verſchleppung der preußiſchen Wahlrechts- der Terrorismus des Herrn Rektors ſeinen Zweck nicht erreicht.

reform iſt folgendes an onyme Schreiben zugegangen Meuſelwitz. Die Mordaffäre aufgeklärt. Unter demLieber Genoſſe! Verdacht, bei einem Einbruchsverſuch einen Wächter der Wach-
Wäre es nicht möglich das wir da hin Arbeiten das die Ge und Schließgeſellſchaft erſchoſſen zu haben, wurden bekanntlich vor

noſſen ſich nur dort igſſen Barbdieren und Haarſchneiden die mehreren Wochen drei Berliner Einbrecher verhaftet. Die Ver-
kein Landwehr und Schützenverein angehören. den ſolche Leuten hafteten leugneten. Jetzt iſt das Verbrechen aufgeklärt worden.
find doch nicht für uns, wir haden genng Barbiere, die mit uns Einer der in Linz verhafteten Einbrecher, der Zuhälter Ditt-
gehen, Wo morgen die Verſammlung iſt kann doch das mit vor- mann, hat ein Geſtändnis abgelegt. Die beiden anderen,
gebracht werden ich hoffe das hier daß morgen den Genoſſen Oswald Schulz und Stanislaus Krawtſchak, ſpielen den
nitgeteil wird. Ein treuer Genoſſe, wilden Mann.

Schilhauer.
Ein Genoſſe, oder auch nur ein Einwohner dieſes Namens Allerlei

exiſtiert in ganz Eilenburg nicht. Uebrigens iſt dem Schreiber
trotz aller Verſtellungskünſte nicht gelungen, die charakteriſtiſchen Finale zum Moabiter Prozeß
Zeichen ſeiner Handſchrift ganz zu verwiſchen. Aber dieſer be- Ein Bürger tot. Ein andrer faſt zerfetzt.
ſonderen Zeichen hätte es gar nicht bedurft. Schon ein oberfläch- Ein Hundert blutbeſpritzt im Straßenkote
licher Blick auf den Jnhalt zeigt, wo der „treue Genoſſe“ zu ſuchen in halbes Schock hre kalt geſetztiſt; ein politiſch oder gewerkſchaftlich organiſierter Arbeiter ver- Ein W es d auf v re kalt g
bricht ſolchen Blödſinn nicht. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Das Reſultat? Fünf Millionen Rote
unſere Genoſſen nicht auf dieſe plumpe Täuſchung hinein (W. a. M.)
gefallen ſind, und daß der Schwindel wieder einmal vorbei- Deutſchnationale „Kühe und Stuten“.
gelungen iſt. Am Verbandsorgan des Deutſchnationalen Hand-lungsgehilfen verbandes ſcheint TriolenSchack
GHohenleipiſch. Der Sozial demokratiſche Verein, wieder mitzuarbeiten. Denn wer wäre berufener, über
Diſtrikt Hohenleipiſch, hält Sonnabend, den 28. d. M., ine Mädchenerziehung und Raſſenhygiene zu ſchreiben, als
Monatsverſammlung ab. Die Tagesordnung von der letzten Ver- ger ehemalige Führer der teutoniſchen Handlungsjünglinge und
ſammlung bleibt aufrecht erhalten. Zahlreiches Erſcheinen aller ſIjebevolle Betreuer junger, hübſcher Damen. Man überzeuge
Mitglieder ſieht entgegen Die Diſtriktsleitung. ſich ſelbſt und leſe folgende Sätze aus der tiefſinnigen Be

trachtung:
Wittenberg. Flüchtig geworden iſt der Kutſcher der Ziegelei Die ſcharfgeſpannten Züge, das frühzeitige Welken ſoZaſtrow. Er hat eine größere Geldſumme, welche e u der Pon vieler ſch ä v angeſtrengte

z i nommen. Wie feſtgeſtellt wurde, hat er ſich Hirnarbeit für den weiblichen Körper iſt. Eigentlich

nach Berlin gewandt. t j mee t die jungenBetriebsunfall. Der Schloſſer Graſenach kam in der Mearchen v Dh n gen 7 z d Sſut e er
et igſchen Malch nenſfabrio wit der rechten Hand in die Schmirgel weidet werden. Wenn dabei nur ihr Gemüt, ihr Charakter
ſcheibe, wobei er ſich den Daumen ſchwer verletzte und ihr praktiſcher Sinn gepflegt und entwickelt werden,
Schmiedeberg. Am Fahrſtuhl verunglückt. Auf der könnten ſie allen gelehrten Plunders ſehr wohl entbehren.“

Ziegelei verunglückten drei Arbeiter ſchwer, indem der Der ſinnig gewählte Vergleich mit dem jungen Rin dv ieh
Mechanismus des Fahrſtuhls verſagte. Die Arbeiter Weidel- liegt ja einem antiſemitiſchen Jünglingsgemüt eigentlich auch
Reinharz und Nebel erlitten d mere Verletzungen. Der qm nächſten
Arbeiter Pannicke trug einen Beinbruch davon. Veruyrteilter Worinelentnont eng

m8leß Die b 1FF35 Das Marineoberkriegsgericht in Kiel verurteilte als Berufungsdige Genoſſen l Jene r inſtanz bei unter Ausſchluß der Heffentlichkeit geführter Verhand
a folgende M Saämliche Beſchw lung den fahnenflüchtigen Kapitänleutnant Berg wegen Unter
Eikenroth und Hermann Münch. Sämtliche Beſchwerden ſind ſchlagung von Meſſegeldern auf dem Kreuzer Blitz und wegen
zu richten an den Vorſitzenden Karl Zaent, Aſchersleber- wiſſentlicher Falſchmeldungen und Fahnenflucht zu
ſtraße 257 b. zwei Jahren Gefängnis und Entlaſſung aus dem Heere.

Schiffszuſammenſtoß.
Das Segelſchiff 389 iſt in der Nähe von Dünkirchen bei Tages

grauen mit dem deutſchen Dampfer Mattlanzuſammen-
g. ſtoß en. Das Segelſchiff ſank nach wenigen Minuten. Die

eſatzung des Fahrzeuges konnte gerettet werden und wurde
nach Dünkirchen gebracht.

Unfälle auf dem Eiſe.
Zwei Schüler, die ſich auf die Eisdecke eines Tümpels bei

Zawod zie in Oberſchleſien gewagt hatten, brachen ein. Ein
zehnjähriger Knabe verſank im Waſſer. Ein Kamerad verſuchte
ihn zu retten, brach jedoch ebenfalls ein und ertrank.
eeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeerrrereereeeeeeeeeee

Waſſerſtände.
bedeutet über, unter Null).

Unſtrut und Saale. Fall Wuchs
Artern, Brückenpeg. 23. Jan. -0,64 24. Jan. -0,60 0,04
Nebra, Oberpegel 2,12 2,10 0,02Unierpegel. c1,48 1,42 0,06Weißenfels, Oberpg. 2,52 244 0,08

Unterp. 0,56 0,26 0,30Trotiha. -2,52 2,28 0,224Alsleben, Oberpegel 72,65 2,58 0,07Unterpegel 2, 18 2,02 0,16Bernburg 75 c 1,58 0,17Kalbe, Oberpegel Trl,78 1,71 9.07v Unterpegel r I1,54 Tr 1,36 0,18
Elbe.

Dresden. 23. Jan. -0,14 24. Jan. -0,02 0,12
Torgau 72,30 2,14 (0,14Wittenberg „72,93 3,17 (0,24Roßlau 72,35 72,59 (0,24Barby 72,59 2,6)9 (0,10Magdeburg 2,00 4 2,15 (0,15

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Niebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Sperchſtunde der Redaktion von 1212 bis 21 Uhr.

Unſere Fiſial-Expeditionen,
in denen Jnſerate und Abonnements- Beſtellungen zu Original
preiſen entgegengenommen werden, ſind:

A. Albrecht, Zigarrenhandlung, Lindenſtr. 54,

E. Bendlin, do. Torſtr. 43,J. Schneider, do. Beeſenerſtr. 28,
J. Sansw, do. Geiſtſtr. 5,Paul Leuſchner, do. Mittelwache 9.
G. Gerig, Materialwarenhandlung, Triftſtr. 28,

Haupt-Expedition, Harz 42/43.

Nur einer,
nämlich Kathreiners Malzkaffee,
hat ſich ſeit über 20 Jahren bewährt.

Den Sekt mochtol

ERBBEE R EE E. Für zarten Seint!

Knorr's
Hafermehl

Kaloderma

seit über 40 Jahren als

Tube 10, 25 und 50 Pfg.

zuverlässige Kindernahrung

Veilchen- Cream
Tube 10, 30, 50, 1.

bekannt und bewährt. Einzig richtiger Zusatz zur Kuhmilch.
Leichtverdauliche Speise für Schüler und Kranke.

3

e

Aachener ThermalCream
Tube 75 u. 1.50

Zuckooh-Cream
Tube 75 u. 2.

Lilienmilch Cream
Tube 30 u. 50 Pf.,

nur echt bei

Drogerie Max Rädler,
Ranniſcheſtraße 2.

zu kaufen gesucht.
led. Pogten weiße Müure rei

Neue Ausgabe.

Baupolizei-
S Verordnung

für das platte Land
des Regierungsbezirks Mersehurg,

Vom 5. Dezember 1910.

Preis 60 Pfg. Porto 5 Pfg.

erf
Vaeit Dühne

Kl. Steinstrasse 6,
empfiehlt ihre Fabrikate zu

festen und sollden Prelsen.

Zu beziehen durch die Bücoklinge
III

Bratheringe
k.Die u. Doſe 7 Mk.Was wollen dio t tie e en

frauen in der Politik? prieär Hoefer

e Fpereſe öchenger. Batbass
Zu beziehen durch die

BE e e e

T

n Nur in Originalpaketen von und /2 kg. Jedes Paket erhält einen Gutschein. V 0. Dorendort, heiter 26.
S Verlangen Sie die Prämienliste von der Firma C. H. Knorr A. -G., Heilbronn a. N.

Volkshuchhandlung.

e Arbeits- Hosen
in blau, geſtreift, engl. Leder, für Männer

W Wo

Täglich

in, wie ſeit Jahren bekannt, nur bequemem Schnitt und

S Es Böhlerts Rossschlächterei errrreAbbruch KIeime r ohstr. 29.Pantoffelmachern
frisohe empfiehlt: P rliasen, Cord,T u Sertvet, Grosse Ulrichstr. b, J, g TVleisch- rund Wurst waren Futter wnd Sohlonfilz1.70 2.25 2.85 ſind Fenſter, Glastüren, Flügel u. W vie bekannt. F- Xoanh, Fr. Klausst. 7.

Füllungstüren, Berliner Hefen, ein Achtungsvoll H. Böhlert. zu
neuer Gas 9fen, eiſerne Wendel-

treppen, eiſerne Säulen u. Gitter,
Schalung und Fußboden, I Träger,
eiſerne Dachfenſter, Keſſel, Fließen,

NB. Bitte die Schaufenſterauslagen gefälligſt zu beachten. Nutzholz, Sparren und Balken in
allen Längen, alles wie neu,Ernst Kenner, a Marktplatz l Brennholz u. Verſchiedenes billig

h verkaufen. tV fanrräder Schmuhl BergerM. Nolte gut erhalten, verk. für
Werſeburgerſtraßße 162 empfiehlt 35, 40, 48, 55 u. 65 M

mit u. ohne Freilauf.ſrüng Seine f. Kchincler, üüincnhh

S beſter Verarbeitung.
z Ferner, ſolange Vorrat davon vorhanden
ein Poſten Struckshosen 9 Hur 2.6 Mk.

S 5 Rabatt.
Nach langjüähriger Tätigkeit

staltsarzt am Sanatorium von

Germanenbad in Ziegenhalz O.

niedergelassen.

Morg. Donnerstag
Sohlachtefest.

GHagen, J.Deſſauerſtraße 2.

leitender Arzt an den Wassorheil-Anstalten St Josekstift und

Sperialarzt für Wasserheilverfahren u. Massage

Dr, med. Wolfgang Bohn,
Bertramstr. 24, I (am Steinweg).

Spreohstunden an Wochentagen: 9 10, 2-3.

Papier, Bücher, Lumpen, Elsen,
Gummi, Motalle u. Felle.

Rerm. Rein,
Hallio-Gieblichenstein,

Königsberg 5- Tel. 2409.
Schicke Masken u. Perücken zu
verl. Koſtüm u. mod. kleidſame
Friſuren führt aus H. Krolow Vwe.,
FriſierGeſchäft, aße 16.

eden Donnerstag

B. beſ.F. Hanf.5. Vereissr. i. iel i33.

als Spezialarzt in Breslau, An-
Zimmermann in Chemnitz und

/S. habe ich mich hier als

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. J Ign ex. Drug der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdryg. (E. G. m. b. H. Verleger vorm. Aug. Gro ß, jetzt A. J ähni g. Sämtl. i. Halle a. S.
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